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hat der 7. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Naumburg durch den Vizepräsidenten des 

Oberlandesgerichts Dr. Wegehaupt, die Richterin am Oberlandesgericht Göbel und die Rich-

terin am Oberlandesgericht Bode auf die mündliche Verhandlung 17. Juni 2016 für Recht 

erkannt:  

 

Die Berufung des Klägers gegen das am 19. Februar 2016 verkündete Einzelrichter-

urteil der 6. Zivilkammer des Landgerichts Halle wird zurückgewiesen. 

 

Die Kosten des Berufungsverfahrens hat der Kläger zu tragen. 

 

Das Urteil sowie das angefochtene Urteil der Einzelrichterin der 6. Zivilkammer des 

Landgerichts Halle vom 19. Februar 2016 sind ohne Sicherheitsleistung vorläufig 

vollstreckbar. Der Kläger kann die Vollstreckung aus den Urteilen durch Sicherheits-

leistung in Höhe von 110 % des aufgrund des jeweiligen Urteils vollstreckbaren Be-

trages abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe 

von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.  

 

und beschlossen: 

 

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf eine Streitwertstufe bis  

30.000,- Euro festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

A. 

 

Der Kläger begehrt von der Beklagten Vergütung für die Einspeisung von Solarstrom aus 

seiner Photovoltaikanlage in das Verteilungsnetz der Beklagten in dem Zeitraum von 

01. Januar 2014 bis 19. September 2014 abzüglich der geleisteten Abschlagszahlungen so-

wie ferner für die Monate von Februar bis Juli 2015.  

 

Der Kläger betreibt am Standort G.              eine Photovoltaikanlage mit einer elektrischen 

Einspeiseleistung von 71,91 KW. Die Anlage wurde im Laufe des Jahres 2011 errichtet und 

in Betrieb genommen. Seither speist der Kläger den in seiner PV-Anlage erzeugten Strom in 

das örtliche Verteilnetz der Beklagten ein, den diese ihm nach den Entgeltsätzen des EEG 

2009 vergütet. Die Parteien streiten darüber, ob einem Vergütungsanspruch des Klägers für 
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den Einspeisezeitraum 01. Januar bis 19. September 2014 entgegensteht, dass er die Anla-

ge erst am 20. September 2014 mit der erforderlichen technischen Einrichtung ausgestattet 

hat, mit deren Hilfe der Netzbetreiber die Einspeiseleistung bei Netzüberlastung jederzeit 

ferngesteuert reduzieren kann.  

 

Im Rahmen der Anmeldung der streitgegenständlichen Anlage zum Netzanschluss bestand 

zwischen den Parteien Einvernehmen, dass in das Netzanschlussverhältnis die allgemeinen 

Bedingungen der Beklagten für Erzeugungsanlagen zum Netzanschluss und dessen Nut-

zung zur Entnahme und Einspeisung elektrischer Energie (AB-E) einbezogen werden. Diese 

sahen zur Abrechnung unter Ziffer 15 vor, dass die Vergütung auf Basis des Erneuerbaren 

Energiegesetzes im Gutschriftenverfahren als monatliche Gutschrift jeweils bis zum 15. Ka-

lendertag des den vorgenannten Gutschriftenintervall folgenden Monats gezahlt werden soll-

te. In Ziffer 15.2 AB-E heißt es hierzu des weiteren wie folgt: 

 

„Hat der Einspeiser Gutschriften erhalten, obwohl die erforderlichen Voraussetzungen nicht 
oder nicht mehr vorliegen, ist er zur sofortigen Information und Rückzahlung verpflichtet.“ 

 

Aufgrund einer geänderten Gesetzeslage wurden ab dem 01. Januar 2014 technische Ände-

rungen an der Photovoltaikanlage des Klägers erforderlich: So sieht § 66 Abs. 1 Nr. 2 des 

am 1. Januar 2012 in Kraft getretenen EEG 2012 verpflichtend vor, dass auch solche Anla-

gen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlenenergie, die vor dem 1. Januar 2012 in 

Betrieb genommen wurden, und eine installierte Leistung von mehr als 30 Kilowatt und 

höchstens 100 Kilowatt aufweisen, die technischen Vorgaben des § 6 Abs. 2 Ziffer 1 EEG 

2012 ab dem 1. Januar 2014 einzuhalten haben und dementsprechend am Netzsicherheits-

management teilnehmen müssen. Dazu mussten die Anlagen mit technischen Einrichtungen 

ausgestattet werden, mit denen der Netzbetreiber jederzeit die Einspeiseleistung bei Netz-

überlastung ferngesteuert reduzieren und die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann, was 

durch den Einbau eines sogenannten Funkrundsteuerempfängers (im Folgenden: FRE-

Schalter) gewährleistet werden konnte. 

 

Wegen der erforderlichen Nachrüstung der klägerischen Anlage hatte die Beklagte unter 

dem 24. Oktober 2013 deshalb an die K.                  GbR  mit Sitz in D.        , die den Netzan-

schluss für die streitbefangene PV-Anlage im Jahr 2011 hatte prüfen lassen, ein Hinweis- 

und Aufforderungsschreiben zur Teilnahme am Netzsicherheitsmanagement (NSM) gerich-

tet, mit dem sie die GbR darauf hinwies, dass die gesetzliche Übergangsfrist für die Anlage 

zur Nachrüstung eines Funkrundsteuerempfängers zum 31. Dezember 2013 auslaufe und 

für den Fall, dass sich die Anlagenbetreiberin nicht noch bis zum 31. Dezember 2013 am 

NSM beteiligen werde, eine Absenkung der Vergütung ab dem 01. Januar 2014 auf null vor-

zunehmen sei. Zugleich forderte sie die K.                  GbR  auf, die Bestellung des 
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Funkrundsteuerempfängers möglichst unverzüglich auszulösen, und übersandte zu diesem 

Zweck mit weiterem Schreiben vom gleichen Tage an die K.                  GbR  ein Kaufange-

bot für den Erwerb eines Funkrundsteuerempfängers.  

 

Mit Schreiben vom 06. März 2014 informierte die Beklagte den Kläger über eine Änderung 

des Abschlagszahlungsplans und die auf 1.860,00 Euro geänderten monatlichen Abschlags-

beträgen, die sie zu den angekündigten Zahlungsterminen auch bis einschließlich Juni 2014 

an den Kläger entrichtete. Ab Juli 2014 stellte die Beklagte die Abschlagszahlungen aller-

dings ein und teilte dem Kläger auf dessen Nachfrage unter dem 15. August 2014 mit, dass 

dieser ab dem 01. Januar 2014 nur noch eine auf null abgesenkte Vergütung erhalte, weil er 

nicht am Netzsicherheitsmanagement teilnehme. Zugleich übersandte sie dem Kläger per  

E-Mail die beiden an die K.                  GbR  adressierten Schreiben vom 24. Oktober 2013 

zur Kenntnisnahme. Der Kläger löste daraufhin die Bestellung für den Kauf eines Funkrund-

steuerempfängers unverzüglich mit E-Mail vom 18. August 2014 aus. Der Funkrundsteuer-

empfänger wurde am 20. September 2014 installiert. 

 

Mit anwaltlichen Schreiben vom 30. Oktober 2014 ließ der Kläger die Beklagte vergeblich 

auffordern, die noch offenen Abschlagsbeträge bis zum 21. November 2014 zu begleichen. 

Die Beklagte verlangte dagegen in ihrem Schreiben vom 19. Februar 2015 die Rückzahlung 

von insgesamt 8 geleisteten Abschlagsraten und begründete ihren Rückzahlungsanspruch 

zum einen mit der Nichtteilnahme des Klägers an dem Netzstabilitätsmanagement und zum 

anderen mit der Nichterfüllung von Mitwirkungspflichten gemäß der Systemstabilitätsverord-

nung zum sog. 50,2 Hz-Problem. Ihre Abrechnung korrigierte sie indessen im Folgenden und 

kündigte unter dem 09. März 2015 an, dass sie die Abschlagszahlungen an den Kläger wie-

der aufnehmen werde. Im Übrigen lehnte sie einen Vergütungsanspruch des Klägers jedoch 

ab.  

 

Mit seiner Klage hat der Kläger die restliche Einspeisevergütung geltend gemacht und sei-

nen Anspruch wie folgt berechnet: In dem Zeitraum 01. Januar 2014 bis einschließlich 

19. September 2014 hätte der Kläger nach den Jahresabrechnungen der eingespeisten 

Strommengen insgesamt eine Vergütung in Höhe von 24.554,22 Euro erzielen können. Nach 

Anrechnung der für die Monate Januar bis einschließlich Juni 2014 von der Beklagten mo-

natlich gezahlten Abschläge in Höhe von insgesamt 11.914,00 Euro verbliebe für den hier 

streitbefangenen Zeitraum des Jahres 2014 noch eine Restforderung in Höhe von 

12.641,23 Euro. Im Jahr 2015 setzte die Beklagte die monatlichen Abschlagszahlungen ab 

Februar bis einschließlich Juli 2015 aus und verrechnete diesen Betrag mit dem von ihr gel-

tend gemachten Rückzahlungsanspruch betreffend den Zeitraum Januar bis Juni 2014.  
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Wegen der Einzelheiten zu den geleisteten Abschlagszahlungen verweist der Senat auf die 

dem klägerischen Schriftsatz vom 07. September 2015 beigefügte Übersicht – Anlage K 13, 

Band I Blatt 133 d. A. –. 

 

Der Kläger hat die Ansicht vertreten, dass die Beklagte nicht berechtigt gewesen sei, seinen 

Vergütungsanspruch in dem Zeitraum von 01. Januar 2014 bis zur Installation des 

Funkrundsteuersystems am 19. September 2014 auf null zu reduzieren, weil er die gemäß 

§ 6 Abs. 2 Nummer 1 EEG 2012 bzw. § 9 Abs. 2 Nummer 1 EEG 2014 erforderlichen techni-

schen Einrichtungen zur ferngesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung bei Netzüber-

lastung nicht rechtzeitig zum vorgesehenen Termin am 01. Januar 2014 installiert habe. 

Denn er sei zur Nachrüstung der PV-Anlage im Rahmen des Netzsicherheitsmanagements 

erst ab Zugang des Aufforderungsschreibens durch die Beklagte am 15. August 2014 ver-

pflichtet gewesen. Die hier einschlägige Vorschrift des § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 sei zwin-

gend dahingehend auszulegen, dass die technischen Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 

2012 zum Sicherheitsmanagement frühestens ab 01. Januar 2014, nicht jedoch vor einer 

schriftlich an den Anlagenbetreiber zu richtenden Aufforderung zum Einbau der technischen 

Einrichtung, eingehalten werden müssten, da der Anlagenbetreiber von dem Netzbetreiber 

die spezifischen technischen Informationen zum Funkrundsteuersystem benötige. Bei sog. 

Kleinanlagen mit einer installierten Leistung bis zu 100 kW bedürfe es daher in jedem Fall 

vorab einer konkreten Aufforderung durch den Netzbetreiber, wie sich auch aus dem Positi-

onspapier der Bundesnetzagentur zu den technischen Vorgaben nach § 6 Abs. 1 und Abs. 2 

EEG 2012 vom 19. Dezember 2012 ergebe. Die von dem Bundesamt für Umwelt und dem 

Bundesministerium für Wirtschaft herausgegebenen Anwendungshinweise zu § 6 Abs. 2 

EEG 2012 gingen ebenfalls davon aus, dass der Verteilnetzbetreiber die Anlagenbetreiber 

zu Installation einer technischen Einrichtung im Sinne des § 6 EEG auffordern müsse, sobald 

eine Abregelung der Einspeiseleistung aus Gründen der System- und Netzsicherheit not-

wendig werde. So lange dem Anlagenbetreiber aber keine entsprechende Aufforderung des 

Netzbetreibers zur Teilnahme am Netzsicherheitsmanagement zugegangen sei, könne die-

ser davon ausgehen, dass der Netzbetreiber eine Teilnahme der betroffenen Anlage für ent-

behrlich halte. Von dem an die K.                  GbR  adressierten und versandten Aufforde-

rungsschreiben vom 24. Oktober 2013 habe er jedenfalls vorab keine Kenntnis erhalten.  

Der Kläger ist darüber hinaus der Meinung gewesen, dass sich eine Hinweispflicht des Netz-

betreibers auf die Notwendigkeit der Nachrüstung gegenüber Privatbetreibern von Kleinanla-

gen, die mit der komplexen Rechtsmaterie des EEG 2012 nicht vertraut seien, auch aus dem 

gesetzlichen Schuldverhältnis nach § 4 EEG 2012 unter dem Gesichtspunkt der Fürsorge 

und Rücksichtnahme gemäß § 241 Abs. 2 BGB herleiten lasse. Denn für einen juristischen 

Laien sei das komplizierte Regelungswerk des EEG 2012 nicht ohne weiteres durchschau-

bar, zumal die Übergangsvorschrift in § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 auch noch einen Fall der 
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unechten Rückwirkung zum Gegenstand habe. Demgegenüber verfüge die Beklagte über 

einen erheblichen Fachwissensvorsprung, aufgrund dessen sie zur Aufklärung gegenüber 

dem Anlagenbetreiber aber verpflichtet gewesen sei. Da die Beklagte die monatlichen Ab-

schlagszahlungen über den 01. Januar 2014 hinaus weiter an ihn entrichtet habe, habe er im 

Übrigen darauf vertrauen dürfen, dass ihn eine Verpflichtung zur Nachrüstung gar nicht tref-

fe. Die Sanktionsfolge einer Vergütungsabsenkung auf null sei im Übrigen in dieser Härte nur 

dann verhältnismäßig und damit gerechtfertigt, wenn sich ein Anlagenbetreiber „beharrlich“ 

weigere, am Netzsicherheitsmanagement teilzunehmen, was aber bei dem Kläger gerade 

nicht der Fall gewesen sei. Sie hat ferner die Ansicht vertreten, dass die Beklagte zumindest 

nach Treu und Glauben (§ 242 BGB) gehindert gewesen sei, die ausgezahlten Abschläge 

nachträglich wieder von ihm zurück zu fordern. Hätte die Beklagte die Abschläge nämlich 

bereits zum 15. Januar 2014 auf null reduziert, dann hätte er das Funkrundsteuergerät in-

nerhalb von sechs Wochen installieren lassen, so dass die Nachrüstungsmaßnahme zeitnah 

und ohne einen weiteren Vergütungsverlust hätte abgeschlossen werden können. Darüber 

hinaus stünde einem bereicherungsrechtlichen Rückzahlungsanspruch der Beklagten hier 

aber auch der gesetzliche Ausschlusstatbestand des § 814 BGB entgegen, denn der Beklag-

ten bzw. deren zuständigen Mitarbeiter sei das Nichtbestehen der Verbindlichkeit positiv be-

kannt gewesen, was sich bereits dem Inhalt des dem Kläger nicht zugegangenen Schreibens 

der Beklagten vom 25. Februar 2013 entnehmen lasse. Er ist schließlich der Ansicht gewe-

sen, dass er von der Beklagten Erstattung seiner außergerichtlichen Rechtsanwaltskosten 

beanspruchen könne, denn die Beklagte habe ihn im Hinblick auf deren Rückforderungsbe-

gehren bezüglich der in der Zeit vom 20. September 2014 bis 26. Januar 2015 geleisteten 

Abschläge mit einer unberechtigten Forderung überzogen, die er nur unter Einschaltung sei-

ner Rechtsanwälte erfolgreich habe abwehren können.  

 

Der Kläger hat – nach Umstellung seiner Klageanträge – zuletzt beantragt,  

 

1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn 25.299,51 Euro nebst Zinsen in Höhe von 

9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz  

- aus 1.860,00 Euro seit dem 16. Juli 2014,  

- aus 1.860,00 Euro seit dem 16. August 2014, 

- aus 1.860,00 Euro seit dem 16. September 2014, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. Februar 2015, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. März 2015, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. April 2015, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. Mai 2015, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. Juni 2015,  

- aus 1.746,28 Euro seit dem 16. Juli 2015 sowie  
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- aus 7.061,23 Euro seit dem 13. Oktober 2015 zu zahlen. 

 

2. die Beklagte ferner zu verurteilen, an ihn 492,54 Euro brutto nebst Zinsen in Höhe 

von 9 Prozentpunkten über den Basiszinssatz seit dem 06. Juni 2015 zu zahlen.  

 

Die Beklagte hat beantragt,  

 

die Klage abzuweisen. 

 

Sie ist der Meinung gewesen, dass sich die Pflicht zur Teilnahme am Netzsicherheitsma-

nagement nach § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 in Verbindung mit § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 

unmittelbar aus dem Gesetz selbst ergebe und keine vorherige Aufforderung des Netzbetrei-

bers zur Nachrüstung bei Kleinanlagenbetreibern als ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal 

voraussetze. Die fristgerechte Bereitstellung der Fernsteuereinrichtung habe vielmehr allein 

dem Kläger als eigene Verpflichtung aus dem gesetzlichen Schuldverhältnis (§ 4 EEG 2012) 

oblegen. Sofern er für die Nachrüstung weitere Informationen des Netzbetreibers benötigt 

habe, hätte er diese eigeninitiativ von diesem abfordern müssen. Aus dem Positionspapier 

der Bundesnetzagentur ließe sich nichts Abweichendes zu den tatbestandlichen Vorgaben 

nach § 6 Abs. 2 EEG 2012 herleiten. Denn es handele sich dabei nicht um eine verbindliche 

Auslegung der gesetzlichen Regelung, die für alle Marktteilnehmer und die Gerichte bindend 

sei. Vielmehr gebe das Positionspapier allein die nicht näher begründete Rechtsansicht der 

Bundesnetzagentur wieder, die aber weder im Wortlaut des Gesetzes noch in der Gesetzes-

begründung eine hinreichende Stütze finden würde. Die Beklagte sei schließlich auch nicht 

gehalten gewesen, den Kläger vorab auf seine Verpflichtung zur Nachrüstung mit der stren-

gen  Sanktionsfolge des § 17 Abs. 1 EEG 2012 für den Fall der nicht fristgerechten Installati-

on der im Rahmen des Netzsicherheitsmanagement geforderten Maßnahmen hinzuweisen. 

Es sei vielmehr Sache des Klägers gewesen, sich über die aktuelle, seinen Vergütungsan-

spruch unmittelbar betreffende Rechtslage auf dem Laufenden zu halten und auch die erfor-

derlichen Informationen für eine Nachrüstung einzuholen. Da der Kläger die Vergütung für 

den eingespeisten Strom nach dem EEG vereinnahmen möchte, sei es auch an ihm gewe-

sen, sich mit dem Rechtsrahmen des EEG 2012 vertraut zu machen. Eine solche Hinweis-

pflicht folge hier insbesondere auch nicht aus § 241 Abs. 2 BGB, denn eine hierfür erforderli-

che "Informationsasymmetrie" lasse sich schon nicht feststellen. Der Kläger habe nämlich 

über ausreichende eigene Möglichkeiten verfügt, um sich die notwendigen Auskünfte zum 

Netzsicherheitsmanagement aus allgemein zugänglichen Informationsquellen selbst zu be-

schaffen. Zumindest sei es ihm zumutbar gewesen, rechtzeitig entsprechenden Rechtsrat 

einzuholen. Die Beklagte handele schließlich auch keinesfalls deshalb rechtsmissbräuchlich, 

weil sie die Zahlung der EEG-Vergütung für den streitgegenständlichen Zeitraum wegen 
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Nichteinhaltung der Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 verweigert habe. Die Voraus-

setzungen für den Einwand des Rechtsmissbrauchs wegen widersprüchlichen Verhaltens 

würden nicht vorliegen. Die Beklagte habe insbesondere keinen Vertrauenstatbestand im 

Hinblick auf die Anlagenumrüstung gesetzt. 

 

Die Beklagte hat überdies die Ansicht vertreten, dass ihr im Hinblick auf die in dem Zeitraum 

von Januar bis Juni 2014 ohne Rechtsgrund geleisteten Abschlagszahlungen ein Rückerstat-

tungsanspruch sowohl aus Ziffer 15.2 der zugrunde liegenden allgemeinen Netzanschluss-

bedingungen (AE-B) als auch aus Bereicherungsrecht nach § 812 Abs. 1 S. 1 1. Fall BGB 

zustünde. Ein entsprechender Rückzahlungsanspruch folge schließlich auch aus § 35 Abs. 4 

S. 3 EEG 2012, mit dem sie die Aufrechnung gegenüber den Gutschriften für 2015 erklären 

könne. Einer solchen Verrechnung mit Abschlagsforderungen stünde das Aufrechnungsver-

bot aus § 22 EEG 2012 nicht entgegen, da es sich bei den monatlichen Abschlagszahlungen 

nur um unselbständige, vorläufige Rechnungspositionen handele, so dass schon nicht von 

einer Aufrechnung im engeren Sinne auszugehen sei. Die Zulässigkeit der Aufrechnung fol-

ge schließlich hier auch aus § 35 Abs. 4 S. 4 EEG 2012 bzw. aus § 57 Abs. 5 S. 4 EEG 

2014. 

 

Für den Fall, dass das Gericht gleichwohl die Auffassung vertreten sollte, dass die Aufrech-

nung mit dem Rückforderungsanspruch unzulässig sei, hat die Beklagte hilfswiderklagend 

beantragt,  

 

den Kläger zu verurteilen, an sie einen Betrag in Höhe von 12.658,28 Euro nebst Zin-

sen in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 14. De-

zember 2015 zu zahlen. 

 

Der Kläger hat hierzu beantragt, 

 

die Hilfswiderklage der Beklagten abzuweisen. 

 

Mit dem am 19. Februar 2016 verkündeten Einzelrichterurteil hat das Landgericht die Be-

klagte verurteilt, an den Kläger 492,54 Euro außergerichtliche Rechtsanwaltskosten nebst 

Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 06. Juni 2015 zu 

zahlen, und im Übrigen die Klage abgewiesen. Zur Begründung hat es im Wesentlichen aus-

geführt, dass dem Kläger für den Einspeisezeitraum vom 01. Januar 2014 bis zum 19. Sep-

tember 2014 ein Anspruch auf Vergütung der gelieferten Strommengen aus § 16 EEG 2009 

in Verbindung mit § 66 Abs. 1 S. 1 EEG 2012 nicht zustünde, da die Beklagte den Vergü-

tungsanspruch zu Recht nach §§ 66 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 4, 17 Abs. 1, 6 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 6 
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EEG 2012 auf null reduziert habe. Denn der Kläger sei zur Installation eines funktionstüchti-

gen Funkrundsteuerempfängers und zur Teilnahme am Netzsicherheitsmanagement der 

Beklagten ab dem 01. Januar 2014 gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 in Verbindung mit 

§ 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 verpflichtet gewesen. Dieser Verpflichtung sei er indessen nicht 

rechtzeitig nachgekommen, da er die erforderliche technische Einrichtung erst am 19. Sep-

tember 2014 installiert habe, was bis dahin die Absenkung seiner Vergütung auf null zur Fol-

ge gehabt habe. Die Pflicht des Klägers als Anlagenbetreiber zur Nachrüstung bestünde 

dabei unmittelbar aufgrund des Gesetzes und setze keine Aufforderung durch die Beklagte 

als Netzbetreiberin voraus. Das von Klägerseite zitierte Positionspapier der Bundesnetza-

gentur zu den technischen Vorgaben nach § 6 Abs. 1 und Abs. 2 EEG 2012 von Dezember 

2012 knüpfe zwar an eine vorherige Ankündigung und Aufforderung des Netzbetreibers an. 

Bei diesem Positionspapier handele es sich indessen nur um eine unverbindliche Ausle-

gungshilfe. Im Gesetzeswortlaut finde sich für ein derartiges Erfordernis dagegen keine Stüt-

ze. Auch auf den gemeinsamen Anwendungshinweis zu § 6 Abs. 2 EEG 2012 des Bundes-

ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) und des Bundesministe-

riums für Wirtschaft und Technologie (BMWi) könne sich der Kläger nicht berufen, da darin 

ebenfalls nur eine unverbindliche Rechtsansicht wiedergegeben worden sei. Aus dem EEG 

2012 lasse sich demgegenüber weder herleiten, dass eine Nachrüstung durch den Anlagen-

betreiber nur nach entsprechender Aufforderung durch den Netzbetreiber stattfinden müsse, 

noch dass der Netzbetreiber zu einem vorherigen Hinweis bzw. zur Information über die 

Teilnahme am Netzsicherheitsmanagement aus § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 in Verbindung 

mit § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 gegenüber dem Anlagenbetreiber verpflichtet sei. Während 

der Gesetzgeber an anderer Stelle eine Hinweis- und Informationspflicht des Netzbetreibers 

ausdrücklich normiert habe, beispielsweise im Rahmen der SystStabV, habe er bei § 6 

Abs. 2 EEG 2012 hiervon dagegen bewusst abgesehen. Eine solche Hinweispflicht folge 

schließlich auch nicht als Nebenpflicht aus dem gesetzlichen Schuldverhältnis (§ 4 EEG 

2012) nach § 241 Abs. 2 BGB. Eine Aufklärungspflicht sei nämlich dann nicht gegeben, 

wenn sich die andere Vertragspartei die Informationen in zumutbarer Weise aus allgemein 

zugänglichen Erkenntnisquellen ohne weiteres selbst beschaffen könnte. Dies sei hier der 

Fall. Von dem Kläger habe zumindest erwartet werden können, dass er sich ggf. zuvor 

Rechtsrat einholt. Ein Anlagenbetreiber müsse die gesetzlichen Vorgaben für den Betrieb 

seiner Anlage nämlich kennen und selbst dafür sorgen, dass die Anlage den gesetzlichen 

Erfordernissen genüge, um die Vergütungssätze vereinnahmen zu können. Soweit er hierfür 

Informationen des Netzbetreibers benötige, habe er sich diese selbständig zu beschaffen. 

Da die Beklagte trotz der Absenkung der Vergütung auf null in dem Zeitraum 01. Januar bis 

19. September 2014 noch Abschlagszahlungen geleistet habe, könne sie diesen rechts-

grundlos erbrachten Zahlbetrag von dem Kläger jedenfalls nach Maßgabe der Ziffer 15.2  

AB-E oder aber nach § 35 Abs. 4 S. 3 EEG 2012 zurückfordern. Ob daneben auch noch ein 
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bereicherungsrechtlicher Kondiktionsanspruch begründet sei, könne dagegen dahingestellt 

bleiben. Der Rechtsmissbrauchseinwand aus § 242 BGB stünde dem Rückforderungsbegeh-

ren der Beklagten nicht entgegen. Soweit die Beklagte die Abschläge trotz Nichterfüllung der 

Vorgaben des § 6 Abs. 2 EEG 2012 durch den Kläger einstweilen gleichwohl bis Juni 2014 

an den Kläger fortentrichtet und ihre Zahlungen erst zum Juli 2014 einstellte, sei damit aber 

noch kein Vertrauenstatbestand begründet worden, den der Kläger einer Vergütungsabsen-

kung nach § 17 Abs. 1 EEG 2012 entgegen halten könnte. Der Aufrechnung der Beklagten 

stünde schließlich auch nicht das Aufrechnungsverbot aus § 22 EEG 2012 entgegen, weil 

hier die Gegenausnahme des § 35 Abs. 4 S. 2 EEG 2012 bzw. jetzt § 57 Abs. 5 S. 4 EEG 

2014 durchgreife. Der Kläger könne allerdings von der Beklagten Ersatz der in Höhe von 

492,54 Euro geltend gemachten vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten aus § 280 Abs. 1 

BGB beanspruchen. Denn die Beklagte habe die ab 20. September 2014 entrichteten Ab-

schläge mit Schreiben vom 19. Februar 2015 unberechtigt zurückgefordert. Diese Pflichtver-

letzung habe der Kläger unter Einschaltung seiner jetzigen Anwälte erfolgreich abgewehrt. 

 

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung des Klägers, mit der dieser seine erstinstanzli-

chen Klageanträge, soweit diesen nicht stattgegeben worden sind, weiter verfolgt. 

 

Er meint, dass das Landgericht zu Unrecht davon ausgegangen sei, dass er bereits seit Ja-

nuar 2014 zur Installation des Funkrundsteuerempfängers aus § 66 Abs. 1 Nr. 2 in Verbin-

dung mit § 6 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 1 Nr. 1 EEG 2012 verpflichtet gewesen sei. Denn eine Nach-

rüstungspflicht sei vielmehr erst nach Zugang einer entsprechenden Aufforderung durch die 

Beklagte als Netzbetreiberin entstanden. Die Entscheidung, wann und wie die Teilnahme am 

Netzsicherheitsmanagement zu erfolgen habe, könne nämlich die Netzbetreiberin nur selbst 

nach pflichtgemäßem Ermessen treffen. Erst mit einer entsprechenden Mitteilung werde die 

Pflicht zur Installation der erforderlichen Einrichtungen begründet, zumal auch aus techni-

schen Gründen eine Nachrüstung erst dann möglich sei, wenn der Netzbetreiber dem Anla-

genbetreiber die erforderlichen technischen Informationen für die Integration zur Verfügung 

stelle. Dies habe letztlich auch die Bundesnetzagentur in deren Positionspapier aus Dezem-

ber 2012 so festgeschrieben. Dabei handele es sich keineswegs nur um eine unverbindliche 

Auslegungshilfe, vielmehr enthalte das Positionspapier eine Festlegung im Sinne des § 61 

Abs. 1 b Nr. 1 EEG 2012 in Verbindung mit § 29 EnwG, durch die eine einheitliche Behand-

lung der Anforderungen an technische Einrichtungen nach § 6 Abs. 1 und Abs. 2 EEG 2012 

gewährleistet werden sollte und die verpflichtenden Charakter trage. Er ist überdies der An-

sicht, dass die Annahme einer Nachrüstungspflicht zum 01. Januar 2014 ohne eine vorheri-

ge Aufforderung durch den Netzbetreiber den Betreiber kleinerer Photovoltaikanlagen bis 

100 KW unverhältnismäßig benachteilige, zumal es sich um einen Fall unechter Rückwir-

kung handele. Die Übergangsvorschrift des § 66 EEG 2012 verfolge den Zweck, das Ver-
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trauen der Anlagenbetreiber in das Fortbestehen der Rechtslage für die bis zum 31. Dezem-

ber 2011 errichteten Bestandsanlagen zu schützen. Privaten Betreibern von Kleinanlagen sei 

es indessen in wirtschaftlicher Hinsicht unmöglich, über die gesamte Betriebsdauer ihrer An-

lage hinweg professionelle juristische Beratung in Anspruch zu nehmen, um etwaige rück-

wirkende Änderungen der Vergütungsregelungen rechtzeitig erkennen zu können. Um diese 

Benachteiligung von Kleinanlagenbetreibern zu vermeiden, sei das Gesetz möglichst scho-

nend auf diese anzuwenden, was sich auch schon aus der Regelungssystematik des EEG 

2012, insbesondere aus § 11 Abs. 2 EEG 2012 ergebe. Soweit der Netzbetreiber danach 

nämlich verpflichtet sei, Betreiber von Anlagen nach § 6 Abs. 1 EEG 2012 unverzüglich über 

Maßnahmen des Einspeisemanagements zu unterrichten, müsse eine entsprechende Unter-

richtungspflicht aber erst Recht für die vorgeschaltete Teilnahme am Netzsicherheitsma-

nagement gelten. Er meint, dass sich das Erfordernis einer vorherigen Aufforderung der An-

lagenbetreiber jedenfalls auch durch eine analoge Anwendung des § 8 Abs. 2 SysStabV 

begründen lasse. Die dem § 8 Abs. 2 SysStabV im Hinblick auf das sog. 50,2 Hertz Problem 

zugrunde liegende Interessenlage sei mit der des § 6 Abs. 2 EEG 2012 durchaus vergleich-

bar, da es in beiden Fällen um die Gewährleistung der Netzsicherheit und Systemstabilität 

des Elektrizitätsversorgungsnetzes ginge. Dass der Gesetzgeber mit der Einführung des § 6 

Abs. 1 und Abs. 2 EEG 2012 in Verbindung mit § 66 Abs. 1 S. 2 EEG 2012 die Risiken vom 

Netzbetreiber auf den Anlagenbetreiber verlagert habe, sei im Übrigen so nicht beabsichtigt 

gewesen, so dass auch von einer planwidrigen Regelungslücke auszugehen sei. Der Ge-

setzgeber habe dem Anlagenbetreiber nämlich nicht die Last und das Risiko einer zutreffen-

den rechtlichen Bewertung auferlegen wollen, ob die Anlage den technischen Erfordernissen 

für die Teilnahme am Einspeisemanagement genügen könne. Der Gesetzesbegründung 

lasse sich überdies entnehmen, dass der Gesetzgeber offensichtlich übersehen habe, dass 

die Betreiberstruktur von Kleinanlagen bis 100 Kilowatt eine ganz andere sei als die von 

Großanlagen. Insbesondere treffe die Sanktionsfolge einer Null-Vergütung den Betreiber 

einer Kleinanlage wirtschaftlich weit härter. Er trägt überdies vor, dass er alles Erforderliche 

unternommen habe, um den Anforderungen des § 6 Abs. 2 EEG 2012 genügen zu können. 

Insbesondere habe er einen dem Anforderungsprofil entsprechenden abregelungsfähigen 

Wechselrichter "EinsMan-ready" bereits vorgehalten und sei zur Nachrüstung insgesamt 

auch bereit gewesen, nachdem ihm die Beklagte die erforderlichen Informationen über das 

zu sendende Signal zur Verfügung gestellt habe. Ohne diese Auskünfte der Netzbetreiberin 

sei er indessen technisch gar nicht in der Lage gewesen, die Nachrüstung vorzunehmen. Die 

Netzbetreiberin könne ihm aber nicht entgegen halten, dass er seiner Nachrüstungspflicht 

nicht rechtzeitig nachgekommen sei, wenn sie ihm ihrerseits hierfür die erforderlichen Aus-

künfte vorenthalten habe. Dies ergebe sich aus dem Rechtsgedanken der §§ 242, 162 

Abs. 1 BGB. Die Sanktionsfolge des § 17 Abs. 1 EEG 2012 sei im Übrigen nur für solche 

Fälle verhältnismäßig, in denen sich der Anlagenbetreiber beharrlich und damit schuldhaft 
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weigere, am Netzsicherheitsmanagement teilzunehmen, was dem Kläger aber nicht vorge-

worfen werden könne. Rechtsfehlerhaft habe das Landgericht überdies das Bestehen einer 

Hinweispflicht des Netzbetreibers aus § 241 Abs. 2 BGB gegenüber Betreibern von kleinen 

Bestandsanlagen bis 100 KW verneint. Dem Kläger sei es als privaten Betreiber einer Klein-

anlage nicht zumutbar gewesen, sich über die rückwirkend eingeführte Nachrüstungspflicht 

selbständig zu informieren oder fachkundig beraten zu lassen. Er bleibe ferner dabei, dass 

einem Rückforderungsbegehren der Beklagten hinsichtlich der von Januar bis Juni 2014 

geleisteten Abschläge der Rechtsmissbrauchseinwand aus § 242 BGB entgegenstünde. 

Durch die beanstandungslose Abschlagszahlung über Monate hinweg habe die Beklagte 

gegenüber dem Kläger einen Vertrauenstatbestand begründet, dass sie ihr Ermessen im 

Falle der Anlage des Klägers dahingehend ausüben wolle, auf dessen Teilnahme am Netzsi-

cherheitsmanagement zunächst zu verzichten. Er beanstandet zudem die Richtigkeit und 

Vollständigkeit der erstinstanzlich getroffenen Tatsachenfeststellungen und trägt insoweit 

vor, dass das Landgericht nicht ausreichend gewürdigt habe, dass er einen abregelungsfähi-

gen Wechselrichter bereits vorgehalten habe. 

 

Der Kläger ist überdies der Ansicht, dass seine Entgeltansprüche zumindest ab Inkrafttreten 

des Gesetzes für den Ausbau erneuerbarer Energien vom 21. Juli 2014 (BGBl. I, S. 1066, 

EEG 2014) am 01. August 2014 nicht mehr nach § 17 Abs. 1 EEG 2012 auf null abgesenkt 

werden könnten. Für ihre Bestandsanlage müsse vielmehr ab diesem Zeitpunkt gemäß der 

Überleitungsvorschrift des § 100 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2014 die Vorschrift des § 25 Abs. 2 EEG 

2014 direkte Anwendung finden, wonach aber allenfalls eine Verringerung auf den Monats-

marktwert zu erfolgen habe. Danach berechne sich die EEG-Stromeinspeisevergütung für 

die besonders ertragreiche Zeit vom 01. August 2014 bis zum 19. September 2014 wie folgt: 

Bei Zugrundelegung einer Jahreseinspeisemenge von insgesamt 83.723 kWh würden auf 

den Zeitraum vom 01. August bis zum 19. September 2014 ca. 15.405 KWh entfallen. Aus 

§ 33 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2009 lasse sich ein mittlerer Vergütungssatz von 

27,92 Cent pro kWh ermitteln. Multipliziert mit der Einspeisemenge errechne sich eine Teil-

vergütung von 4.301,08 Euro, die er für die Einspeisung von Strom in der Zeit vom 01. Au-

gust bis zum 19. September 2014 aber mindestens beanspruchen könne.  

 

Der Kläger beantragt,  

 

das am 19. Februar 2016 verkündete Einzelrichterurteil der 6. Zivilkammer des Land-

gerichts Halle abzuändern und die Beklagte zu verurteilen, an ihn über den bereits 

erstinstanzlich zuerkannten Betrag hinaus weitere 25.299,51 Euro nebst Zinsen in 

Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz  

-  aus 1.860,00 Euro seit dem 16. Juli 2014, 
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- aus 1.860,00 Euro seit dem 16. August 2014, 

- aus 1.860,00 Euro seit dem 16. September 2014, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. Februar 2015, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. März 2015, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. April 2015, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. Mai 2015, 

- aus 2.263,00 Euro seit dem 16. Juni 2015,  

- aus 1.746,28 Euro seit dem 16. Juli 2015 sowie  

- aus 7.061,23 Euro seit dem 13. Oktober 2015 

zu zahlen. 

 

Die Beklagte beantragt,  

 

die Berufung des Klägers zurückzuweisen. 

 

Sie verteidigt das angefochtene Urteil unter Wiederholung und Vertiefung ihres erstinstanzli-

chen Sachvorbringens. Ergänzend trägt sie vor, dass das Positionspapier der Bundesnetza-

gentur aus Dezember 2012 keine Festlegung im Sinne des § 61 Abs. 1 b Nr. 1 EEG in Ver-

bindung mit § 29 EnwG enthalte und dementsprechend auch keine Regelungswirkung im 

Sinne des § 35 VwVfG entfalten könne. Sowohl die Bezeichnung des Dokumentes als Posi-

tionspapier als auch bereits dessen äußere Form und Inhalt würden gegen eine rechtsver-

bindliche Festlegung im Sinne des § 29 EnwG sprechen. Schließlich könne auch weder aus 

§ 11 Abs. 2 EEG 2012 auf eine Hinweispflicht des Netzbetreibers geschlossen werden noch 

komme hier – mangels planwidriger Regelungslücke – eine analoge Anwendung des § 8 

Abs. 2 SysStabV in Betracht. 

 

Wegen des weitergehenden Sachvortrages der Parteien wird auf die gewechselten Schrift-

sätze nebst Anlagen Bezug genommen. 

 

B. 

 

Die zulässige, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte und begründete Berufung des 

Klägers bleibt in der Sache ohne Erfolg. 

 

Das angefochtene Urteil des Landgerichts beruht weder auf einer Rechtsverletzung (§ 546 

ZPO), noch rechtfertigen die nach § 529 Abs. 1 ZPO zugrunde zu legenden Tatsachen eine 

abweichende Entscheidung durch den Senat (§ 513 ZPO).  
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Erster Teil: Klage 

 

I. Einspeisevergütung für den Zeitraum 01. Januar 2014 bis 19. September 2014: 

 

Das Landgericht hat einen gesetzlichen Vergütungsanspruch des Klägers für die Einspei-

sung von Strom aus dessen Solaranlage in das Verteilungsnetz der Beklagten in dem hier 

streitbefangenen Abrechnungszeitraum 01. Januar 2014 bis 19. September 2014 zu Recht 

verneint.  

 

1. Dem Kläger steht für den streitigen Zeitraum ein gesetzlicher Anspruch auf eine Einspei-

severgütung aus § 19 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes für den Ausbau erneuerbarer Energien vom 

21. Juli 2014 (BGBl. I, S. 1066; im Folgenden: EEG 2014) nicht zu.  

 

Wie das Landgericht zutreffend festgestellt hat, war die Beklagte gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 2 

und Nr. 4 EEG 2012 in Verbindung mit §§ 6 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 6 und 17 Abs. 1 EEG 2012 

bzw. § 16 Abs. 6 EEG 2009, die auf die Bestandsanlage des Klägers gemäß § 100 Abs. 1 

Nr. 10 EEG 2014 anzuwenden sind, berechtigt, die Vergütung für den Einspeisezeitraum 

01. Januar 2014 bis 19. September 2014 auf null abzusenken, da der Kläger als Betreiber 

einer Anlage mit einer installierten Leistung von weniger als 100 KW die technischen Vorga-

ben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 erst mit Installation des EFR-Empfängers am 20. Sep-

tember 2014 erfüllt und bis dahin gegen seine Verpflichtung aus §§ 66 Abs. 1 Nr. 2, 6 Abs. 2 

EEG 2012 verstoßen hatte. 

 

a) Für Strom aus Anlagen, die nach Maßgabe des am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnah-

mebegriffs vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen wurden, sind gemäß § 100 Abs. 1 

EEG 2014 im Grundsatz die Bestimmungen dieses Gesetzes – also auch die Vergütungsre-

gelung des § 19 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2014 – anzuwenden. Bezüglich der Regelungen über die 

technischen Vorgaben (§ 9 EEG 2014) gilt dies gemäß § 100 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2014 aller-

dings mit der Maßgabe, dass statt des § 9 Abs. 3 und 7 EEG 2014 die Bestimmungen des 

§ 6 Abs. 3 und 6 des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes in der bis 31. Juli 2014 geltenden 

Fassung (Gesetz vom 28. Juli 2011, BGBl. I S. 1634, im Folgenden: EEG 2012) anzuwen-

den sind. Für Strom aus älteren Bestandsanlagen, die – wie hier – nach dem am 31. De-

zember 2011 geltenden Inbetriebnahmebegriff bereits vor dem 01. Januar 2012 in Betrieb 

genommen worden sind, gilt aufgrund der Überleitungsregelung in § 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 

2014 indessen § 66 Abs. 1 Nr. 2 des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 

2014 gültigen Fassung (EEG 2012). Nach § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 müssen die techni-

schen Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 ab dem 01. Januar 2014 auch von Anla-

genbetreibern von älteren Bestandsphotovoltaikanlagen mit Inbetriebnahme im Geltungsbe-
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reich des EEG 2009 mit einer installierten Leistung von mehr als 30 Kilowatt und höchstens 

100 Kilowatt eingehalten werden. 

 

Dies bedeutet, dass bei der vom Kläger betriebenen Altanlage die Nichteinhaltung der tech-

nischen Vorgaben zur ferngesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung gemäß § 100 

Abs. 1 Nr. 10 EEG 2014 in Verbindung mit §§ 66 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 4, 17 Abs. 1 EEG 2012 

bzw. nach § 100 Abs. 1 Nr.10 lit. b), cc) EEG 2014 in Verbindung mit § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 

2012 und § 16 Abs. 6 EEG 2009 zur Folge hat, dass der Vergütungsanspruch während der 

Dauer des Verstoßes auf null reduziert ist bzw. entfällt. 

 

b) Einen solchen Verstoß hat das Landgericht bei der Anlage des Klägers, die eine installier-

te Leistung von 71,91 KW aufweist und von ihm deshalb unstreitig ab dem 01. Januar 2014 

mit einem Funkrundsteuerempfänger auszustatten war, rechtsfehlerfrei festgestellt.  

 

aa) Nach dem insoweit eindeutigen Wortlaut der gesetzlichen Regelung in § 66 Abs. 1 Nr. 2 

in Verbindung mit § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 hat die Ausstattung der Anlage mit einer tech-

nischen Einrichtung zur ferngesteuerten Reduktion der Einspeiseleistung bei Netzüberlas-

tung allein dem Kläger als Anlagenbetreiber oblegen, die dieser als eigene Verpflichtung aus 

dem gesetzlichen Schuldverhältnis (§ 4 EEG 2012 bzw. § 7 EEG 2014) zu erfüllen hatte. Aus 

der Normfassung des § 6 Abs. 2, Abs. 1 EEG 2012 geht klar hervor, dass der Gesetzgeber 

die technischen Vorgaben nicht nur als Ausnahme von einer Anschlusspflicht sieht, sondern 

als eine echte Anlagenbetreiberpflicht (vgl. OLG Stuttgart REE 2013, 220; KG Berlin ZNER 

2012, 516). Hierzu hat er die erforderlichen Komponenten für die gesetzlich geforderte tech-

nische Einrichtung termingerecht bereit zu stellen. Der Netzbetreiber ist seit dem EEG 2012 

dabei nicht mehr mit Nachweispflichten belastet. Vielmehr hat der Anlagenbetreiber die Ein-

haltung der technischen Vorgaben des § 66 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 6 Abs. 2 Nr. 1 

EEG 2012 darzulegen und zu beweisen, um den Sanktionen des § 17 Abs. 1 EEG 2012 

i.V.m. §§ 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 2014, 66 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 4 EEG 2012 bzw. §§ 100 Abs. 1 

Nr. 10 lit. b, cc) EEG 2014, 16 Abs. 6 EEG 2009 zu entgehen (vgl. OLG Stuttgart ZNER 

2015, 55 ff; Salje, EEG, 6. Aufl. 2012, § 6 Rz. 9). 

 

Die technischen Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 hat der Kläger jedoch unstreitig 

erst zum 20. September 2014 erfüllt.  

 

Die Anlage des Klägers mag zwar bereits zu dem nach § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 maß-

geblichen Termin am 01. Januar 2014 über einen abregelungsfähigen Wechselrichter "Eins-

man-ready" verfügt haben, welcher den technischen Erfordernissen zur Teilnahme am Netz-

sicherheitsmanagement entsprochen hat. Die Nachrüstungspflicht hat allerdings nicht nur 
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den Wechselrichter betroffen, sondern auch den Funkrundsteuerempfänger als weitere tech-

nisch erforderliche Komponente (vgl. BGH WM 2016, 656; OLG Koblenz ZNER 2015, 457). 

Denn das EEG-Einspeisemanagement umfasst in der Regel zwei technische Komponenten, 

nämlich einerseits dem Wechselrichter und andererseits dem Funkrundsteuerempfänger, 

wovon auch der Kläger selbst ausgegangen ist. Zur Signalübertragung zum Wechselrichter 

hat es dementsprechend noch unstreitig der zusätzlichen Installation eines EFR-Gerätes 

bedurft.  

Die zweite Komponente, den Funkrundsteuerempfänger hat der Kläger indessen erst am 

19. September 2014 installieren lassen, so dass die entsprechenden technischen Einrich-

tungen zum 20. September 2014 betriebsbereit vorlagen. Vor der Installation des FRE-

Gerätes bestand für die Beklagte hingegen keine Möglichkeit, die Einspeiseleistung des Klä-

gers bei Netzüberlastung selbst – ferngesteuert – regelnd zu reduzieren, weshalb bis dahin 

ein Verstoß des Klägers gegen § 6 Abs. 2 EEG 2012 anzunehmen ist.  

bb) Entgegen der Ansicht des Klägers ist seine Nachrüstungspflicht als Betreibers einer 

Kleinanlage mit einer installierten Leistung von 30 KW bis maximal 100 KW nach § 66 Abs. 1 

Nr. 2 EEG 2012 in Verbindung mit § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 nicht erst mit Zugang einer 

entsprechenden schriftlichen Aufforderung der Netzbetreiberin zur Teilnahme am Netzsi-

cherheitsmanagement entstanden. 

 

(1) Die Übergangsvorschrift des § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 sieht eine solche vorgeschalte-

te Ankündigungspflicht des Netzbetreibers ebenso wenig vor wie der die technischen Vorga-

ben regelnde § 6 EEG 2012. Weder der Gesetzeswortlaut noch die Gesetzesbegründung 

bieten Anhaltspunkte dafür, dass die Verpflichtung des Anlagenbetreibers zur Installation der 

erforderlichen technischen Einrichtungen zunächst tatbestandlich eine vorherige Mitteilung 

durch den Netzbetreiber voraussetzt. Wenngleich es zweckmäßig und sinnvoll erscheinen 

mag, dass der Netzbetreiber über den zeitlichen und organisatorischen Ablauf der techni-

schen Umgestaltung der bestehenden Infrastruktur zur Durchführung des Einspeisemana-

gements anhand der Erfordernisse der System- und Netzsicherheit nach technischen Krite-

rien entscheidet und insoweit auf die Nachrüstung bei den Bestandsanlagen durch ein Auf-

forderungsschreiben steuernd einwirkt, ist in § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 ein solches Steue-

rungsinstrument des Netzbetreibers indessen nicht normiert. In § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 

ist lediglich geregelt, ab wann (01. Januar 2014) Bestandsanlagen mit einer installierten Leis-

tung von mehr als 30 KW und weniger als 100 KW die technischen Vorgaben nach § 6 

Abs. 2 EEG 2012 erfüllen müssen. Von einer vorherigen Handlungspflicht des Netzbetrei-

bers ist nicht die Rede. Der Regelungsgehalt ist hierzu klar und eindeutig formuliert und bie-

tet als solches keinen Raum für eine erweiternde Auslegung, durch die – über den eigentli-
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chen Wortlaut der Norm hinaus – ein zusätzliches ungeschriebenes Tatbestandserfordernis 

implementiert werden könnte. 

 

(2) Auch unter gesetzessystematischen Auslegungsgesichtspunkten findet die Annahme des 

Klägers, dass seine Pflicht zur Nachrüstung der Anlage in den Fällen des § 66 Abs. 1 Nr. 2 

EEG 2012 erst nach einer entsprechenden Aufforderung durch den Netzbetreiber entstan-

den sein könnte, keine Stütze. 

 

Die Übergangsvorschrift des § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 ist eine in sich geschlossene Re-

gelung mit einer klaren Aussage, ab wann bei Bestandsanlagen, die vor dem 01. Januar 

2012 in Betrieb genommen worden sind, die technischen Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1, 

Abs. 1 EEG 2012 spätestens erfüllt sein müssten, was erst nach Ablauf einer verträglichen 

Umsetzungsfrist von zwei Jahren der Fall sein sollte. Da der Termin für die Nachrüstung der 

Altanlagen aber bereits im Gesetz kalendermäßig bestimmt ist, bedarf es für die technische 

Umsetzung grundsätzlich keiner vorherigen Aufforderung durch den Netzbetreiber mehr.  

 

Das EEG 2012 kennt zwar verschiedene Hinweis- und Unterrichtungspflichten des Netzbe-

treibers, wie beispielsweise im Rahmen des Einspeisemanagements in § 11 Abs. 2 EEG 

2012. Nach dieser Vorschrift sind Netzbetreiber verpflichtet, Anlagenbetreiber im Sinne des 

§ 6 Abs. 1 EEG 2012 spätestens am Vortag, ansonsten unverzüglich über den zu erwarten-

den Zeitpunkt, den Umfang und die Dauer einer Einspeiseregelung zu unterrichten, sofern 

die Durchführung der Maßnahme vorhersehbar ist. Wie der Kläger richtig ausführt, knüpft 

auch § 8 Abs. 2 SysStabV die Mitwirkung des Anlagenbetreibers bei der Nachrüstung an 

eine vorherige Aufforderung durch den Netzbetreiber. Im Rahmen des § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 

2012 in Verbindung mit § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 hat der Gesetzgeber hiervon indessen 

abgesehen und die Nachrüstung ausdrücklich nicht von einer entsprechenden Ankündigung 

bzw. Aufforderung zur Mitwirkung abhängig gemacht, sondern feste Termine für die Nach-

rüstung der Bestandsanlagen bestimmt und die Erfüllung der technischen Vorgaben des § 6 

Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 innerhalb der großzügig bemessenen zweijährigen Umsetzungsfrist 

dabei allein dem Anlagenbetreiber auferlegt.  

 

Der Umstand, dass der Gesetzgeber in § 11 Abs. 2 EEG 2012 Hinweispflichten des Netzbe-

treibers in Bezug auf die Durchführung von Maßnahmen des Einspeisemanagements nor-

miert hat, in § 6 EEG 2012 hingegen nicht, kann im Übrigen als Beleg dafür dienen, dass 

diese nur dann bestehen sollen, wenn sie auch ausdrücklich im Gesetz vorgesehen werden. 

Gleiches gilt für die in § 8 Abs. 2 SysStabV geregelte Aufforderung. Darüber hinaus liegt 

§ 11 Abs. 2 EEG 2012 eine gänzlich andere Fallkonstellation zugrunde, so dass der der dor-

tigen Hinweispflicht zugrunde liegende Rechtsgedanke auf den hier in Rede stehenden An-



- 18 - 
 
 

wendungsfall des §§ 66 Abs. 1 Nr. 2, 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 auch nicht analog übertragbar 

ist. Die Vorschrift zielt nämlich darauf ab, dass der Netzbetreiber den Anlagenbetreiber mög-

lichst frühzeitig über einen Netzengpass und eine beabsichtigte Abregelung/Abschaltung der 

Anlage informiert, damit dieser seinerseits intervenieren und selbst Maßnahmen zur Redu-

zierung der Netzlast ergreifen kann.  Um dem Anlagenbetreiber die Möglichkeit zu eröffnen, 

einer Abregelung im Falle eines Netzengpasses gezielt entgegen wirken zu können, bedarf 

es im Rahmen einer wechselseitigen Kooperation der vorherigen Unterrichtung über den 

aktuellen Zustand des Netzes. Anders liegt es indessen bei der Nachrüstungspflicht einer 

Bestandsanlage nach § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012. Die Verpflichtung nebst Übergangsfrist 

folgt hier unmittelbar aus dem Gesetz.  

 

(3) Auch eine am Sinn und Zweck der Vorschrift orientierte teleologische Auslegung führt zu 

keinem abweichenden Ergebnis. Der mit der Übergangsregelung in § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 

2012 verfolgte Gesetzeszweck setzt keine vorherige Aufforderung des Netzbetreibers vo-

raus, um die Verpflichtung des Anlagenbetreibers zur Nachrüstung seiner Bestandsanlage 

mit den technischen Einrichtungen des § 6 Abs. 2 EEG 2012 entstehen zu lassen. Im Gesetz 

sind vielmehr klare zeitliche Vorgaben gesetzt, bis wann die technischen Vorgaben erfüllt 

werden müssen. Es ist dem Gesetzgeber offenbar darauf angekommen, dass auch die un-

bedingte Verpflichtung der Betreiber kleinerer Stromerzeugungsanlagen zur Erfüllung der 

technischen Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 ohne weitere Zwischenschritte fristge-

recht umgesetzt werden konnte, wobei er die Kenntnis der einschlägigen gesetzlichen Vor-

schriften und der Umsetzungsfristen vorausgesetzt hat.  

 

(cc) Soweit der Kläger dagegen einwendet, vor dem Einbau des Funkrundsteuerempfängers 

habe es zunächst einer Abstimmung dieser Komponente auf die Betreibersoftware des 

Energieversorgers bedurft, entlastet dies den Anlagenbetreiber indessen nicht. Zwar kann 

und muss er seiner Verpflichtung aus § 6 Abs. 2 EEG 2012 erst dann nachkommen, wenn 

der Netzbetreiber ihm die dafür notwendigen technischen Informationen mitgeteilt hat. Es 

obliegt aber dem Anlagenbetreiber, diese vorab anzufordern (vgl. Gesetzentwurf der Bun-

desregierung, BT-Drucks. 18/1304, S. 121 f.). Der Kläger hatte hier danach zunächst die 

erforderlichen Informationen über den sog. technischen Rahmen der Nachrüstung bei der 

Beklagten als Netzbetreiberin selbst einzuholen (vgl. BGH WM 2016, 656; OLG Stuttgart 

REE 2014, 220; OLG Koblenz ZNER 2015, 457), wie sich auch aus § 100 Abs. 1 Nr. 10 lit. b, 

aa) EEG 2014 i.V.m. §§ 9 Abs. 4 Nr. 1, 8 Abs. 6 Nr. 4 EEG 2014 ergibt. Etwaige Versäum-

nisse der Beklagten, etwa bei der Vorgabe der notwendigen technischen Parameter, die der 

Installation oder Kalibrierung des Funkrundsteuerempfängers vor dem 19. September 2014 

entgegen gestanden hätten, macht der Kläger nicht geltend.  
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dd) Ohne Erfolg wendet der Kläger mit seiner Berufung ferner ein, die Beklagte sei an die 

Ausführungen der Bundesnetzagentur in deren Positionspapier von Dezember 2012 zu den 

technischen Vorgaben nach § 6 Abs. 1 und Abs. 2 EEG 2012 gebunden. 

 

Die Bundesnetzagentur hat in dem Positionspapier ausgeführt, dass auf Anlagen, die unter 

die Übergangsbestimmung des § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG fallen, gelten soll, "dass diese grund-

sätzlich erst dann die technischen Vorgaben nach § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 erfüllen müs-

sen, wenn der Netzbetreiber die Einbeziehung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus 

solarer Strahlenenergie mit einer installierten Leistung bis 100 Kilowatt in seine technische 

Infrastruktur zur Durchführung von Einspeisemanagement-Maßnahmen unter Beachtung der 

Verhältnismäßigkeit anhand der Erfordernisse der System- und Netzsicherheit für notwendig 

erachtet und der Netzbetreiber den Einbau der technischen Einrichtungen nach § 6 Abs. 2 

Nr. 1 EEG vom Anlagenbetreiber fordert." 

Auch wenn das Positionspapier an eine vorherige Aufforderung des Netzbetreibers anknüpft, 

hat die Bundesnetzagentur damit aber nicht schon über den gesetzlichen Normtatbestand 

des § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 hinaus ein zusätzliches tatbestandliches Erfordernis ver-

bindlich begründet. Den Regelungsgehalt des § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 hat sie zugunsten 

des Anlagenbetreibers nicht rechtsgestaltend abändern bzw. um weitere Tatbestandsmerk-

male ergänzen können. Der Bundesnetzagentur fehlt insoweit eine entsprechende Rege-

lungsbefugnis. Dass sie auf den Tatbestand der Übergangsvorschrift rechtsgestaltend ein-

wirken wollte, lässt sich dem Positionspapier im Übrigen auch inhaltlich nicht entnehmen. 

Dem Positionspapier kann eine entsprechende Bindungswirkung insoweit nicht beigemessen 

werden. 

Entgegen der Ansicht des Klägers handelt es sich bei dem hier in Bezug genommenen Posi-

tionspapier nicht um eine verbindliche Festlegung im Sinne des § 61 Abs. 1 b Nr. 1 EEG 

2012 in Verbindung mit § 29 EnwG, die den Charakter einer Allgemeinverfügung nach § 35 

S. 2 VwVfG LSA trägt. Die Bundesnetzagentur verfügt zwar nach § 61 Abs. 1 b EEG 2012 

über eine Festlegungskompetenz im Sinne des § 29 EnWG, was die technischen Einrichtun-

gen nach § 6 Abs. 1 und 2 EEG 2012, insbesondere die Datenformate anbelangt. Bei den 

Festlegungen nach § 29 Abs. 1 EnWG handelt sich um ein Instrument der Regulierungsbe-

hörden, das unterhalb der Ebene der Rechtsverordnung und nach dem Vorbild der Allge-

meinverfügung konkret-generelle Regelungen gegenüber Netzbetreibern ermöglicht (vgl. 

Salje, EEG 2012, 6. Aufl., Rdn. 27 zu § 61 EEG 2012). Sie stellen insoweit Verwaltungsakte 

in Form einer Allgemeinverfügung dar (vgl. BGH CR 2015, 294; BGH v. 29.4.2008 – KVR 

28/07 –, RdE 2008, 362 – Rz. 8 ff. – EDIFACT). Die Festlegungskompetenz darf allerdings 
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nicht über die durch das Gesetz ausdrücklich gezogenen tatbestandlichen Grenzen hinaus-

gehen.  

Bei der hier in Bezug genommenen Handreichung kann indessen weder nach der Bezeich-

nung als "Positionspapier" noch nach Aufbau und äußerer Form sowie dem Inhalt von einer 

verbindlichen Festlegung im Sinne des § 29 EnwG ausgegangen werden. Das Positionspa-

pier ist nicht in einem justizförmigen Verwaltungsverfahren durch Beschluss einer Kammer 

der Bundesnetzagentur ergangen und mit einem verbindlichen Entscheidungstenor und Ent-

scheidungsgründen versehen worden. Auch eine Rechtsmittelbelehrung enthält das Doku-

ment nicht. 

Inhaltlich gibt das Dokument, wie schon dessen Bezeichnung nahe legt, den Rechtsstand-

punkt der Bundesnetzagentur zur Umsetzung der technischen Vorgaben nach § 6 Abs. 1 

und Abs. 2 EEG 2012 wieder und enthält Empfehlungen zur praktischen Handhabung. In der 

Einleitung des Positionspapiers führt die Bundesnetzagentur aus, dass sie sich aufgrund 

zahlreicher Anfragen in Bezug auf die einzusetzende Technik und die anfallenden Kosten für 

die nach § 6 Abs. 1 und Abs. 2 EEG 2012 erforderlichen technischen Einrichtungen zur fern-

gesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung zu den entsprechenden Ausführungen und 

Anwendungshinweisen veranlasst gesehen hat. Eine Festlegung im Sinne des § 29 EnwG 

dient zwar ebenfalls gerade der Standardisierung und Klärung stetig wiederkehrender Fra-

gestellungen. Dies geschieht aber im Beschlusswege in einem förmlichen Verwaltungsver-

fahren. In ihrem Positionspapier nimmt die Bundesnetzagentur zudem ausdrücklich auf die 

Anwendungshinweise des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-

heit (BMU) und des Bundesministeriums für Wissenschaft und Technologie (BMWi) Bezug, 

die es vollumfänglich unterstützt. Einen weitergehenden, rechtsgestaltenden Regelungsinhalt 

weist das Positionspapier dagegen nicht auf. Ausweislich des § 61 Abs. 1 b Nr. 1 EEG 2012 

bezieht sich die Festlegungskompetenz der Bundesnetzagentur zudem in erster Linie auf die 

technischen Vorgaben des § 6 Abs. 1, Abs. 2 EEG 2012, insbesondere zu den Datenforma-

ten. Davon zu unterscheiden sind hingegen die tatbestandlichen Voraussetzungen für eine 

Anpassung von Bestandsanlagen nach § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012, wie etwa die in dem 

Positionspapier angesprochene vorherige ausdrückliche Aufforderung zur Nachrüstung 

durch den Netzbetreiber. Dem Positionspapier lässt sich im Übrigen nicht entnehmen, aus 

welchem Grund die Bundesnetzagentur zu der Einschätzung gelangt, dass der Nachrüstung 

zunächst eine Ankündigung durch die Netzbetreiberin voran zu  gehen hat. Eine Begründung 

dieser "Position" lässt das Dokument nicht erkennen.  

 

ee) Ebenso verhält es sich hinsichtlich der Anwendungshinweise des BMU und BMWi, de-

nen ebenfalls eine Bindungswirkung nicht beigemessen werden kann. Die Anwendungshin-
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weise enthalten auch nicht etwa die Darstellung des gesetzgeberischen Willens, sondern 

geben ausdrücklich nur die "unverbindliche Rechtsansicht" des BMU und BMWi zu § 6 

Abs. 2 EEG 2012 wieder (vgl. OLG Braunschweig ZNER 2015, 51).  

 

ff) Soweit der Kläger meint, eine Verpflichtung des Netzbetreibers zur vorherigen Aufforde-

rung des Anlagenbetreibers ergebe sich zumindest aus einer analogen Anwendung des § 8 

Abs. 2 SysStabV, kann der Senat dem nicht folgen. Die Voraussetzungen einer Analogie 

liegen hier nicht vor, da es bereits an einer planwidrigen Regelungslücke fehlt.  

Wie bereits ausgeführt, hat der Gesetzgeber in § 66 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2012 ein-

deutige zeitliche Vorgaben für eine Anpassung der Altanlagen normiert und dabei hinsichtlich 

des Zeitpunktes für das Vorliegen der technischen Einrichtungen nach § 6 EEG 2012 diffe-

renziert zwischen den Bestandsanlagen mit einer installierten Leistung über 100 KW und den 

kleineren Altanlagen mit einer installierten Leistung zwischen 30 KW und 100 KW. Während 

der Gesetzgeber in der Übergangsvorschrift des § 66 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2012 an 

feste kalendermäßig bestimmte Termine anknüpft, hat er in § 8 Abs. 2 SysStabV dagegen 

ausdrücklich eine Hinweis- und Informationspflicht bzw. die Pflicht zur vorherigen Aufforde-

rung zur Mitwirkung normiert, um die Rechtsfolgen des § 66 Abs. 1 Nr. 14 EEG 2012 auslö-

sen zu können. § 66 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2012 einerseits und § 66 Abs. 1 Nr. 14 EEG 

2012 andererseits liegen völlig verschiedene Regelungssachverhalte zugrunde, für die auch 

unterschiedliche tatbestandliche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, um eine Absenkung 

der Vergütung auf Null zu erreichen. 

 

Dass der Gesetzgeber das vorherige Erfordernis einer wie auch immer gearteten Aufforde-

rung an den Anlagenbetreiber bei Normierung des § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 nur verse-

hentlich übersehen haben könnte, vermag der Senat nicht festzustellen. Von einer planwidri-

gen Unvollständigkeit des Gesetzes kann vielmehr nicht ohne weiteres ausgegangen wer-

den. Auch nach der Entstehungsgeschichte des Gesetzes bestehen für ein Redaktionsver-

sehen des Gesetzgebers keine Anhaltspunkte. Ein gesetzgeberisches Versehen erscheint in 

Anbetracht des komplexen, ausdifferenzierten Gefüges der Übergangsregelung vielmehr 

fernliegend. Dagegen spricht überdies, dass der Gesetzgeber die hier streitige Regelung in 

§ 9 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 6 EEG 2014 in Verbindung mit § 25 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2014 im we-

sentlichen fortgeschrieben hat.  

 

gg) Wie schon das Landgericht in dem angefochtenen Urteil zutreffend ausgeführt hat, war 

die Beklagte auch nicht aufgrund einer Nebenpflicht aus dem gesetzlichen Schuldverhältnis 

(§ 4 EEG 2012, § 7 EEG 2014) zur vorherigen Unterrichtung und Aufklärung der Anlagenbe-

treiber über die erforderliche Nachrüstung innerhalb der gesetzlich vorgegebenen Umset-

zungsfristen gehalten. Eine solche Hinweispflicht lässt sich hier insbesondere nicht aus 
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§ 241 Abs. 2 BGB ableiten. Zu den schuldrechtlichen Nebenpflichten im Sinne des § 241 

Abs. 2 BGB gehören zwar nicht nur Rücksichtnahme- und Schutzpflichten im engeren Sinne, 

sondern alle über die Leistung hinausgehenden weiteren Verhaltenspflichten des Schuld-

ners. Diese umfassen unter anderem auch die unterschiedlichen Aufklärungs-, Anzeige-, 

Warn- und Beratungspflichten, d.h. die Pflicht, den anderen Teil unaufgefordert über ent-

scheidungserhebliche Umstände zu informieren, die diesem verborgen geblieben sind. Die 

Haftung beruht auf dem Gedanken, dass der Schuldner zur Aufklärung verpflichtet ist, wenn 

Gefahren für das Leistungs- oder Integritätsinteresse des Gläubigers bestehen, von denen 

dieser keine Kenntnis hat bzw. haben kann (vgl. Bachmann/Roth in Münchener Kommentar, 

BGB, 6. Aufl. 2012, § 241, Rdnr. 48; BeckOK/BGB-Sutschet, 2012, § 241, Rdnr. 77; Stau-

dinger-Olzen, BGB, Neub. 2009, § 241, Rdnr. 437). 

 

Das Landgericht hat hier indessen zu Recht eine Aufklärungspflicht der Netzbetreiberin ver-

neint.  

 

Dies hätte ein Informationsgefälle zwischen den Parteien vorausgesetzt, aufgrund dessen 

eine Aufklärung der anderen Seite nach Treu und Glauben zu erwarten gewesen wäre (vgl. 

Staudinger-Olzen, a.a.O., Rdnr. 438). Ein solches Informationsgefälle hat im Streitfall indes-

sen nicht vorgelegen, zumal auch nicht verkannt werden darf, dass die Wahrnehmung eige-

ner Belange und eigener wirtschaftlicher Interessen grundsätzlich jedem Vertragspartner 

selbst obliegt.  

 

Zwar mag der Kläger als Betreiber einer kleineren Bestandsanlage mit einer installierten 

Leistung von weniger als 100 KW mit der hochkomplexen Regelungsmaterie des EEG nicht 

ebenso vertraut sein wie etwa die Beklagte, die als Netzbetreiberin zweifellos über ein spezi-

elles Fachwissen verfügen wird. Die seine Nachrüstungspflicht betreffenden erforderlichen 

Informationen sind dem Kläger jedoch ohne weiteres deshalb zugänglich gewesen, da sie 

sich unmittelbar aus dem Gesetz selbst ergeben haben. Dem Kläger konnte insoweit ange-

sonnen werden, sich in eigenen Angelegenheiten über die relevante Rechtslage auf dem 

Laufenden zu halten. Da der Kläger einen Vergütungsanspruch für die Einspeisung von 

Strom aus seiner Solarerzeugeranlage in das Netz der Beklagten durchsetzen will, ist es ihm 

auch grundsätzlich zumutbar gewesen, sich über das Vorliegen der Entgeltvoraussetzungen 

und seine Betreiberpflichten nach dem Stand der Gesetzeslage zu erkundigen und ggf. 

Rechtsrat einzuholen. Dies überforderte den Anlagenbetreiber nicht schon über Gebühr, 

zumal insbesondere auch von Branchenverbänden allgemein verständliche Informationsma-

terialien und Anwendungshinweise zur Verfügung gestellt worden sind, so dass sich der Klä-

ger die erforderlichen Erkenntnisse auch ohne eigenes Studium des Gesetzes aus frei zu-



- 23 - 
 
 

gänglichen Quellen hätte beschaffen können. Von einer sog. „Informationsassymetrie“ kann 

vor diesem Hintergrund nicht ausgegangen werden. 

 

c) Der Verstoß des Klägers gegen die technischen Vorgaben hat – wie bereits ausgeführt – 

zur Folge, dass sein gesetzlicher Vergütungsanspruch gemäß § 100 Abs. 1 Ziffer 10 EEG 

2014 in Verbindung mit §§ 66 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 4, 17 Abs. 1 EEG 2012 bzw. zumindest 

nach § 100 Abs. 1 Ziffer 10 lit. b, cc) EEG 2014, § 16 Nr. 6 EEG 2009 für die Dauer des Ver-

stoßes auf null reduziert ist (vgl. BGH WM 2016, 656 zu § 100 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2014 in 

Verbindung mit §§ 6 Abs. 2, Abs. 6, 17 Abs. 1 EEG 2012; siehe auch: BGH NVwZ 2014, 962 

Rn. 28 zu den Vorläuferbestimmungen der §§ 6, 16 Abs. 6 EEG 2009). Mit dieser Regelung, 

der Sanktionscharakter zukommen soll (vgl. Ekardt/Hennig in Frenz/Müggenborg EEG, 

3. Aufl., § 17 EEG 2012 Rn. 1; siehe auch BT-Drucks. 17/6071, S. 66 f.), wird im Interesse 

der Systemstabilität sichergestellt, dass der Netzbetreiber, dessen Netz in seiner Sicherheit 

und Stabilität durch Anlagen gefährdet sein kann, die technischen Vorgaben nicht entspre-

chen, solchen Strom nicht vergütungspflichtig abzunehmen hat (vgl. BGH WM 2016, 656; 

Altrock in Altrock/Oschmann/Theobald, EEG, 4. Aufl., § 6 EEG 2012 Rn. 50; Cosack in 

Frenz/Müggenborg, aaO, § 6 EEG 2012 Rn. 5; Ekardt/Hennig in Frenz/Müggenborg, aaO, 

§ 17 EEG 2012 Rn. 5; zur Systemstabilität siehe auch Gesetzentwurf der Bundesregierung, 

BT-Drucks. 17/6247, S. 7 unter Hinweis auf den Fraktionsentwurf, BT-Drucks. 17/6071, 

S. 63). 

 

Soweit der Kläger hingegen meint, der Geltungsbereich des § 17 Abs. 1 EEG 2012 sei teleo-

logisch dahingehend einzuschränken, dass die Norm einzig den Fall des "beharrlichen", 

schuldhaften Verweigerns der Anpassung an die technischen Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 

EEG 2012 regele, geht er fehl. Diese einschränkende Auslegung findet weder im Gesetzes-

wortlaut noch in den Gesetzesmaterialien einen Rückhalt (vgl. ebenso: OLG Braunschweig 

ZNER 2015, 51) und ist überdies auch nicht unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck der 

Norm gerechtfertigt. Der Gesetzeszweck zielt darauf, die unbedingte Verpflichtung der Be-

treiber kleinerer Stromerzeugungsanlagen zur Erfüllung der technischen Vorgaben des § 6 

Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 termingerecht durchzusetzen (vgl. OLG Braunschweig ZNER 2015, 

51). Diesem gesetzgeberischen Anliegen wird durch die Sanktionsfolge einer sog. Nullvergü-

tung in besonderem Maße Ausdruck verliehen. Ein schuldhaftes Handeln wird dagegen ge-

rade nicht vorausgesetzt (vgl. OLG Braunschweig ZNER 2015, 51; OLG Koblenz ZNER 

2015, 457). 

 

d) Die Beklagte war zudem nicht nach § 242 BGB gehindert, sich auf eine Nullvergütung 

nach § 17 EEG 2012 zu berufen. Die Voraussetzungen für einen Rechtsmissbrauchsein-

wand wegen widersprüchlichen Verhaltens nach § 242 BGB liegen nicht vor.  
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Rechtsmissbräuchlich ist ein widersprüchliches Verhalten erst dann, wenn dadurch für den 

anderen Teil ein Vertrauenstatbestand geschaffen worden ist oder wenn andere besondere 

Umstände die Rechtsausübung als treuwidrig erscheinen lassen (vgl. BGH, Urteil vom 

17. März 2004, CIII ZR 161/03; KG RdE 2013, 95). So liegt der Fall hier aber nicht. 

Die Beklagte hat durch die Fortzahlung der Abschläge bis einschließlich Juni 2014 keinen 

Vertrauenstatbestand dahingehend gesetzt, dass sie hinsichtlich der Bestandsanlage des 

Klägers auf eine Umrüstung verzichten wolle. Der Kläger durfte auch nicht darauf vertrauen, 

dass sein Versäumnis, die Anlage mit den technischen Einrichtungen nach § 6 Abs. 2 Nr. 1 

EEG 2012 bis zum 01. Januar 2014 auszustatten, folgenlos bleiben könnte und die Beklagte 

nicht von einer Absenkung der Vergütung nach § 17 Abs. 1 EEG 2012 Gebrauch macht. Die 

dem Netzanschlussverhältnis der Parteien zugrunde liegenden allgemeinen Netzanschluss-

bedingungen (AB-E) der Beklagten sehen im Übrigen ebenfalls eine Vergütungszahlung nur 

nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen vor, was aber auch eine Reduzierung der 

Vergütung auf null nach § 17 Abs. 1 EEG 2012 mit einschließt.  

 

2. Im Ergebnis ohne Erfolg macht der Kläger überdies geltend, dass ihm jedenfalls ab In-

krafttreten des Gesetzes für den Ausbau erneuerbarer Energien vom 21. Juli 2014 (BGBl. I, 

S. 1066) für den ertragreichen Einspeisezeitraum vom 01. August 2014 bis zum 19. Septem-

ber 2014 ein Anspruch auf eine nach § 25 Abs. 2 EEG 2014 auf den Monatsmarktwert abge-

senkte Vergütung zustehen müsste, da nach § 100 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2014 die Sanktionsfol-

ge des § 25 EEG 2014 mit den entsprechenden Maßgaben und nicht etwa § 17 Abs. 1 EEG 

2014 auf seine Photovoltaikanlage Anwendung finden würde.  

 

Bei älteren Bestandsanlagen, die – wie hier – nach dem am 31. Dezember 2011 geltenden 

Inbetriebnahmebegriff vor dem 01. Januar 2012 in Betrieb genommen worden sind, wird in-

dessen § 25 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2014 hinsichtlich der Reduktion der finanziellen Förderung 

wegen Verstößen gegen die technischen Vorgaben nach §§ 66 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung 

mit 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 durch die Sanktionsfolgen aus den älteren Fassungen des EEG 

verdrängt (vgl. Geipel/Uibeleisen, Die Übergangsbestimmungen für Bestandsanlagen im 

EEG 2014, REE 2014, 142 ff). Anlagenbetreiber, die die Übergangsregelung des § 66 Abs. 1 

bis 3 EEG 2012 nach § 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 2014 einzuhalten haben, erhielten und erhal-

ten bei Verstößen gegen die spezifischen technischen Vorgaben vielmehr auch weiterhin 

keine Vergütung, so lange der Verstoß andauert (vgl. Salje, EEG 2014, 7. Aufl., Rdn. 36 zu 

§ 100 EEG 2014).  

 

Zutreffend ist zwar, dass nach der Überleitungsvorschrift des § 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 2014 

für die darin aufgeführten ältere Bestandsanlagen die Übergangsregelungen des § 66 Abs. 1 

Nr. 1 bis 13 EEG 2012 nur „unbeschadet“ der Ausnahmetatbestände in Nr. 3, 5 bis 8 des 
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§ 100 Abs. 1 EEG 2014 gelten sollen, was grundsätzlich bedeutet, dass sich im Kollisionsfall 

die in Bezug genommenen Nummern 3, 5 bis 8 des § 100 Abs. 1 EEG 2014 durchsetzen 

(vgl. Salje, EEG 2014, 7. Aufl., Rdn. 56 zu § 100 EEG 2014). Dies führt hier allerdings nicht 

dazu, dass im Anwendungsbereich des § 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 2014 die Sanktionsfolge 

der Nullvergütung aus § 66 Abs. 1 Nr. 4 EEG 2012 in Verbindung mit § 17 Abs. 1 EEG 2012 

bzw. aus § 16 Nr. 6 EEG 2009 hinter § 25 Abs. 2 EEG 2014 in Verbindung mit § 100 Abs. 1 

Nr. 3 EEG 2014 zurücktritt. Soweit die Überleitungsvorschrift des § 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 

2014 einen grundsätzlichen Vorrang der Nr. 3 sowie 5 bis 8 des § 100 Abs. 1 EEG 2014 in 

Kollisionsfällen vorsieht, sollte dies in erster Linie dem gesetzgeberischen Ziel dienen, das 

neue Recht zu Gunsten älteren Rechts zu verdrängen und nicht umgekehrt, um nämlich das 

Vertrauen der Anlagenbetreiber in die Fortgeltung der bei der Investition herrschenden För-

derbedingungen zu schützen (vgl. Salje, EEG 2014, 7. Aufl., Rdn. 54 zu § 100 EEG 2014). 

Mit der Modifikation des neuen Rechts in § 100 Abs. 1 Nr. 3 lit. a) EEG 2014 wollte der Ge-

setzgeber dementsprechend verhindern, dass auf Bestandsanlagen die neuen Regelungen 

des EEG 2014 über negative Preise (§ 24 EEG 2014) zur Anwendung gelangen. Um einen 

entsprechenden Vertrauens- bzw. Investitionsschutz geht es hier indessen bei der Regelung 

der Sanktionsfolge eines Verstoßes gegen die technischen Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 

EEG 2012 in Verbindung mit § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 gerade nicht. Dieses gesetzgebe-

rische Ziel erfordert insbesondere nicht, dass bei älteren Bestandsanlagen, die vor dem 

01. Januar 2012 in Betrieb genommen worden sind, die nach älterem Recht in § 66 Abs. 1 

Nr. 4 EEG 2012 in Verbindung mit § 17 Abs. 1 EEG 2012 ursprünglich vorgesehene Rechts-

folge einer Nullvergütung in eine Reduzierung der Förderung nach § 25 Abs. 2 EEG 2014 

abgemildert wird. Dementsprechend verweist § 100 Abs. 1 Nr. 10 lit. b, cc) EEG 2014 in die-

sem Fall auf die Rechtsfolge des § 16 Abs. 6 EEG 2009. 

 

Der Senat pflichtet der Beklagten im Übrigen darin bei, dass der in § 100 Abs. 1 Nr. 3 EEG 

2014 geregelte Verweis auf § 25 EEG 2014 die hier in Rede stehende Fallkonstellation eines 

Verstoßes gegen die Betreiberpflicht aus § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 nicht abdeckt. § 25 

EEG 2014 sanktioniert einen Verstoß gegen § 9 EEG 2014. Ein solcher liegt hier jedoch 

nicht vor, sondern eine Verletzung der Übergangsvorschrift des § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012. 

Für diese greift aber nach Nummer 4 des § 66 Abs. 1 EEG 2012 die Sanktionsfolge des § 17 

Abs. 1 EEG 2012 ein. Der Geltungsbereich des § 17 Abs. 1 EEG 2012 ist danach klar von 

dem des § 25 Abs. 2 EEG 2014 abgegrenzt, was den Vorzug hat, dass eine einheitliche Zu-

ordnung einer Verletzungshandlung zu einer Sanktionsnorm erfolgen kann. Dass mit Inkraft-

treten des EEG 2014 ab 01. August 2014 innerhalb eines einheitlichen Verletzungstatbe-

standes ein Wechsel von einer Nullvergütung nach § 17 Abs. 1 EEG 2012 zu einer auf den 

Monatsmarktwert abgesenkten Vergütung nach § 25 Abs. 2 EEG 2014 stattfinden soll, er-

scheint jedenfalls nicht sachgerecht.  
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Schließlich ist auch nicht einzusehen, dass im Falle von Verstößen gegen die technischen 

Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 in Verbindung mit § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 bei 

älteren Bestandsanlagen, die vor dem 01. Januar 2012 in Betrieb genommen worden sind, 

die Nullvergütung des § 17 Abs. 1 EEG 2012 durch eine Absenkung der Vergütung auf den 

Monatsmarktwert nach § 25 Abs. 2 EEG 2014 ersetzt wird, während bei Bestandsanlagen, 

die vor dem 01. August 2014 im Geltungsbereich des EEG 2012 in Betrieb genommen wur-

den, die Nichteinhaltung der technischen Vorgaben zur ferngesteuerten Reduzierung der 

Einspeiseleistung weiterhin gemäß § 100 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2014 in Verbindung mit § 6 

Abs. 2 Nr. 1, Abs. 6, 17 Abs. 1 EEG 2012 zur Folge hat, dass der Vergütungsanspruch wäh-

rend der Dauer des Verstoßes auf null reduziert ist. Dass dies bei älteren Anlagen mit einer 

Inbetriebnahme im Geltungsbereich des EEG 2009 wegen der Formulierung in § 100 Abs. 1 

Nr. 10 EEG 2014 („unbeschadet“) anders sein soll und dementsprechend lediglich eine Ab-

senkung der finanziellen Förderung ab dem 01. August 2014 in Betracht kommt, lässt sich 

weder den Gesetzesmaterialien entnehmen, noch anhand des Gesetzeszweckes sachlich 

begründen. 

 

Im Anwendungsbereich des § 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 2014 ist für ältere Bestandsanlagen, 

die vor dem 01. Januar 2012 in Betrieb gegangen sind, im Hinblick auf die Einhaltung techni-

scher Vorgaben darüber hinaus die unter lit. b) geregelte Rückausnahme besonders zu be-

achten. Für diese Anlagen soll es, was die technischen Vorgaben anbelangt, im Wesentli-

chen beim alten Recht bleiben, was aber in gleicher Weise für die Sanktionsfolge im Falle 

eines Verstoßes gelten muss. § 100 Abs. 1 Nr. 10 lit. b) EEG 2014 ordnet dementsprechend 

an, dass § 6 EEG 2009 in der Fassung der Übergangsvorschrift des § 66 Abs. 1 Nr. 2 bis 3 

EEG 2012, mithin hier § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 grundsätzliche Anwendung finden soll. 

Verstöße gegen die technischen Vorgaben haben dabei das Entfallen eines Vergütungsan-

spruchs nach § 16 Abs. 6 EEG 2009 zur Folge, was in § 100 Abs. 1 Nr. 10 lit. b, cc) EEG 

2014 ausdrücklich angeordnet ist. Abweichend von § 25 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2014 gilt danach 

bei Nichteinhaltung der Vorgaben für die technische Einrichtung einer älteren Bestandsanla-

ge die Rechtsfolge des § 16 Abs. 6 EEG 2009, wie aus § 100 Abs. 1 Nr. 10 lit. b, cc) EEG 

2014 hervorgeht (vgl. Geipel/Uibeleisen, Die Übergangsbestimmungen für Bestandsanlagen 

im EEG 2014, REE 2014, 142).  

 

3. Dem Kläger steht die begehrte Vergütung ferner nicht unter schadensersatzrechtlichen 

Gesichtspunkten wegen einer Pflichtverletzung der Beklagten aus dem gesetzlichen Netzan-

schlussverhältnis nach § 280 Abs. 1 BGB zu.  
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Eine schuldhafte Pflichtverletzung der Beklagten liegt nicht vor. Wie bereits an anderer Stelle 

ausgeführt, oblag ihr weder die Verpflichtung, den Kläger auf das Erfordernis der fristgerech-

ten Umsetzung der technischen Vorgaben des § 6 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 in Verbindung mit 

§ 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 hinzuweisen, noch den Einbau der Fernsteuereinrichtung von 

sich aus zu veranlassen (vgl. BGH WM 2016, 656; OLG Koblenz ZNER 2015, 457; OLG 

Braunschweig ZNER 2015, 51; KG RdE 2013, 95). Die hier zur Nachrüstung der Anlagen 

maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen sind bereits zum 01. Januar 2012 in Kraft getre-

ten. Seither hätte dem Kläger die Umrüstungspflicht mit der insofern gewährten Übergangs-

frist bis zum 01. Januar 2014 bekannt sein müssen (vgl. ebenso: OLG Koblenz ZNER 2015, 

457). Das Gesetz hat Betreibern kleinerer Anlagen bis zu installierten Leistung von 100 KW 

eine Übergangsfrist von insgesamt zwei Jahren bis zum 01. Januar 2014 eingeräumt, um 

sich über die gesetzlichen Vorgaben zu informieren und die geforderte Umrüstung zu voll-

ziehen. Den Anlagenbetreibern war damit ausreichend Zeit eingeräumt worden, die Anlage 

mit der erforderlichen Einrichtung auszustatten.  

 

4. Schließlich kann der Kläger die Beklagte auch nicht aus ungerechtfertigter Bereicherung 

(§§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1, 818 Abs. 2 BGB) auf Wertersatz für den im streitgegenständli-

chen Zeitraum Januar bis 19. September 2014 in das Netz eingespeisten Strom in Anspruch 

nehmen. 

 

Bereits der abschließende Charakter der von § 17 Abs. 1 EEG 2012 angeordneten Rechts-

folge steht einer Anwendung des Bereicherungsrechts entgegen, wie sich den Gesetzesma-

terialien zu § 6 Abs. 6 EEG 2012 und zu § 17 EEG 2012 entnehmen lässt.  

 

Dem Regelungszweck der §§ 6 Abs. 6, 17 Abs. 1 EEG 2012 widerspräche es, davon abwei-

chende Rechtsfolgen aus den Grundsätzen der ungerechtfertigten Bereicherung herzuleiten. 

Die ausdrücklichen Hinweise auf die zusammenhängende Regelung aller Rechtsfolgen ver-

deutlichen vielmehr, dass von § 6 Abs. 6, § 17 EEG 2012 abweichende Rechtsfolgen nicht 

vom Willen des Gesetzgebers des EEG 2012 gedeckt sind (vgl. BGH WM 2016, 656). Auch 

die Regelungssystematik des § 17 EEG 2012 lässt erkennen, dass die Gewährung eines 

Anspruchs aus ungerechtfertigter Bereicherung dem Ziel des Gesetzes zuwiderliefe. Wäh-

rend Abs. 1 dieser Vorschrift bestimmt, dass der Vergütungsanspruch des Anlagenbetreibers 

(zeitweilig) vollständig entfällt, sehen die folgenden Absätze vor, dass der Vergütungsan-

spruch unter bestimmten, hier nicht gegebenen Umständen bei anderen Pflichtverstößen 

nicht insgesamt wegfällt, sondern sich lediglich verringert, sei es für die Dauer des Verstoßes 

(§ 17 Abs. 2 EEG 2012) oder im Fall des § 17 Abs. 3 EEG 2012 auch für die ersten drei Fol-

gemonate (vgl. BT-Drucks. 17/6071, S. 66 f.). Dies untermauert die Absicht des Gesetzge-

bers des EEG 2012, ein differenziertes Sanktionssystem zu schaffen, das zur Vermeidung 
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einer Verfehlung oder Verfälschung des gesetzgeberischen Ziels einem Rückgriff auf die 

allgemeinen Grundsätze der §§ 812 ff. BGB entgegensteht (vgl. BGH WM 2016, 656; OLG 

Stuttgart ZNER 2015, 55; OLG Braunschweig, RdE 2015, 259, 261 f.; Altrock in Alt-

rock/Oschmann/Theobald, aaO, § 6 EEG 2012 Rn. 50; Lehnert in Altrock/Oschmann/Theo-

bald, aaO, § 17 EEG 2012 Rn. 7). 

 

Gleiches muss aber auch in Ansehung der Sanktionsfolge aus § 100 Abs. 1 Nr. 10 lit. b, cc) 

EEG 2014 in Verbindung mit § 66 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012 und § 16 Abs. 6 EEG 2009 für älte-

re Bestandsanlagen gelten, die nach dem am 31. Dezember 2011 geltenden Inbetriebnah-

mebegriff vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen worden sind.  

 

II. Einspeisevergütung für Februar bis Juli 2015: 

 

Der Kläger kann von der Beklagten überdies nicht Zahlung der vereinbarten Gutschriften für 

die Einspeisung von Strom in dem Zeitraum von Februar bis Juli 2015 verlangen. 

 

1. Ein Anspruch auf Zahlung einer Einspeisevergütung für die Stromeinspeisung in der Zeit 

von Februar bis Juli 2015 ist zwar unstreitig in Höhe der vereinbarten Abschläge, rechnerisch 

insgesamt 12.658,28 Euro, aus § 19 Abs. 1 EEG 2014 in Verbindung mit Ziffer 15.2 AB-E 

entstanden.  

 

2. Allerdings ist die Entgeltforderung des Klägers durch die Aufrechnung der Beklagten mit 

einem Rückerstattungsanspruch wegen der im Zeitraum von Januar bis Juni 2014 geleiste-

ten Abschläge aus § 35 Abs. 4 S. 3 EEG 2012 bzw. § 100 Abs. 1 S. 2 EEG 2014 in Verbin-

dung mit § 57 Abs. 5 S.3 EEG 2014 nach §§ 387, 389 BGB erloschen.  

 

a) Dem Aufrechnungseinwand der Beklagten steht das bedingte gesetzliche Aufrechnungs-

verbot aus § 22 EEG 2012 im Ergebnis nicht entgegen. 

 

aa) § 22 Abs. 1 EEG 2012 bestimmt zwar, dass die Aufrechnung von Vergütungsansprüchen 

des Anlagenbetreibers nach § 16 mit einer Forderung des Netzbetreibers nur zulässig ist, 

soweit die Forderung unbestritten oder rechtskräftig festgestellt ist. 

 

§ 22 Abs. 1 EEG 2012 zielt nach der Gesetzesbegründung auf ein Verbot der Aufrechnung 

von bestrittenen oder nicht rechtskräftig festgestellten Forderungen des Netzbetreibers mit 

den Vergütungsansprüchen des Anlagenbetreibers ab, um zu verhindern, "dass die wirt-

schaftlich übermächtigen Netzbetreiber, die weiterhin ein natürliches Monopol besitzen, un-

billig hohe Mess-, Abrechnungs-, Blindstrom- und Versorgungskosten von den Anlagenbe-
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treibern durch Aufrechnung erlangen und das Prozessrisiko auf die Anlagenbetreiber abwäl-

zen" (BT-Drucks.16/8148 Seite 53). Dem liegt zum einen der Gedanke zugrunde, dass dem 

Anlagenbetreiber ein wirtschaftlich tragbarer Betrieb seiner Stromerzeugungsanlage nur 

möglich ist, wenn ein zügiger Eingang der Vergütungen für den von ihm eingespeisten Strom 

gewährleistet ist und eine Zahlung dieser Vergütungen nicht bis zur rechtskräftigen Ent-

scheidung oder sonstigen Klärung von Gegenansprüchen hinausgezögert werden kann. Ne-

ben der auf diese Weise erstrebten Sicherung der Liquidität und Planbarkeit der Mittelzuflüs-

se aus den gesetzlichen Mindestvergütungen hat der Gesetzgeber dem Anlagenbetreiber bei 

streitiger Gegenforderung zugleich zum anderen das hieraus resultierende Risiko eines Ak-

tivprozesses gegen den als wirtschaftlich stärker eingeschätzten Netzbetreiber abnehmen 

wollen (BGH, REE 2011, 138, Urteil vom 06.04.2011 - VIII ZR 31/09 -, juris Rn. 12 zum 

gleichlautenden Aufrechnungsverbot des § 12 Abs. 4 Satz 1 EEG in der Fassung vom 

21.07.2004 unter Bezugnahme auf die gleichlautende Begründung in der BT-Drucks 

15/2327, Seite 35f.; OLG Braunschweig REE 2015, 40). 

 

Die von der Beklagten hier beanspruchte Rückzahlung der von ihr an den Kläger für die Mo-

nate 01. Januar bis einschließlich Juni 2014 trotz Nullvergütung nach § 17 Abs. 1 EEG 2012 

geleisteten Einspeisevergütung ist nicht unbestritten, so dass das Aufrechnungsverbot 

grundsätzlich durchgreifen müsste.  

 

bb) Soweit die Beklagte ihren Rückerstattungsanspruch gegen den Kläger allerdings auf 

§ 35 Abs. 4 S. 3 EEG 2012 bzw. § 57 Abs. 5 S. 3 EEG 2014 stützt, findet das Aufrechnungs-

verbot aus § 22 EEG 2012 bzw. § 33 Abs. 1 EEG 2014 jedoch keine Anwendung (§ 35 

Abs. 4 S. 4 EEG 2012 bzw. § 57 Abs. 5 S. 4 EEG 2014). Denn das bedingte gesetzliche Auf-

rechnungsverbot aus § 22 EEG 2012 (§ 33 Abs. 1 EEG 2014) ist bei Ansprüchen nach § 35 

Abs. 4 S. 3 EEG 2012 (§ 57 Abs. 5 S. 3 EEG 2014) ausdrücklich gemäß § 35 Abs. 4 S. 4 

EEG 2012 (§ 57 Abs. 5 S. 4 EEG 2014) ausgeschlossen, um eine effiziente Abwicklung der 

Rückforderungsansprüche zu gewährleisten (vgl. BT-DrS. 17, 6071). Hiermit soll die Wieder-

herstellung rechtmäßiger Zustände in zweckmäßiger Form erleichtert werden, auch wenn 

der primäre Sachgrund des gesetzlichen Aufrechnungsverbotes, nämlich die Erhaltung der 

Liquidität des Anlagenbetreibers, im Rückforderungsprozess dadurch verloren zu gehen 

droht (vgl. Salje, EEG 2012, Rdn. 53 zu § 35 EEG 2012; Lehnert in Altrock/Oschmann/Theo-

bald, EEG 2012, 4. Aufl., Rdn. 11 zu § 22 EEG; Altrock in Altrock/Oschmann/Theobald, EEG 

2012, 4. Aufl., Rdn 33 zu § 35 EEG 2012; Bösche/Dalibor, Anmerkung zum Urteil des OLG 

Brandenburg vom 03. März 2015, 6 U 55/13, EnWZ 2015, 418 ff). Die Beklagte ist danach 

aber zur Aufrechnung mit einem Gegenanspruch aus § 35 Abs. 4 S. 3 EEG 2012 ausdrück-

lich berechtigt.  
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b) Der Beklagten steht gegen den Kläger ein aufrechenbarer Rückerstattungsanspruch aus 

§ 57 Abs. 5 S. 3 EEG 2014 (§ 35 Abs. 4 S. 3 EEG 2012) wegen der trotz der Nullvergütung 

in der Zeit von Januar bis Juni 2014 geleisteten Abschläge zu. § 57 Abs. 5 S. 3 EEG 2014 

(§ 35 Abs. 4 S. 3 EEG 2012) begründet einen speziellen Bereicherungsanspruch nicht ver-

drängender Art, so dass grundsätzlich zu den §§ 812 ff BGB Anspruchskonkurrenz besteht 

(vgl. Salje, EEG 2012, 4. Aufl., Rdn. 44 zu § 35 EEG 2012). Gemäß § 100 Abs. 1 EEG 2014 

erlangt der Rückforderungsanspruch nach § 57 Abs. 5 S. 3 EEG 2014 wie auch die Aus-

nahme vom Aufrechnungsverbot ausdrücklich auch für Bestandsanlagen Geltung, weil im 

Zeitpunkt des Entstehens der Gegenforderung und damit der Aufrechnungslage ab Februar 

2015 das EEG 2014 bereits in Kraft getreten war (vgl. Bösche/Dalibor, EnWZ 2015, 418 ff).  

 

Der Kläger war insoweit zur Rückerstattung der trotz Absenkung der Vergütung auf null 

(§§ 17 Abs. 1, 6 Abs. 2 Nr.1, Abs. 6, 66 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 4 EEG 2012 in Verbindung mit 

§ 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 2014) empfangenen Gutschriftenerlöse verpflichtet. 

 

In Höhe der Abschlagszahlungen für Januar bis Juni 2014 liegt eine Überzahlung im Sinne 

des § 35 Abs. 4 S. 3 EEG 2012 vor. Denn nach dem Vorgesagten war der Vergütungsan-

spruch des Klägers wegen Verstoßes gegen §§ 66 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 4, 6 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 6, 

17 Abs. 1 EEG 2012 in Verbindung mit § 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 2014 auf null reduziert.  

 

Die zur Aufrechnung gestellte Gegenforderung der Beklagten ist auch nicht nach § 814 BGB 

ausgeschlossen.  

 

Es bedarf keiner Entscheidung des Senats, ob § 814 BGB auf den Rückforderungsanspruch 

nach § 57 Abs. 5 S. 3 EEG 2014 bzw. § 35 Abs. 4 EEG 2012 überhaupt Anwendung findet. 

 

Selbst wenn man aber § 814 BGB für anwendbar erachten wollte, könnte sich der Kläger 

hierauf indessen nicht berufen. § 814 BGB greift im Streitfall nämlich bereits deshalb nicht 

ein, weil sich die Beklagte unter Ziffer 15.2 ihrer allgemeinen Geschäftsbedingungen (AB-E) 

die Rückforderung zu Unrecht gezahlter Vergütung ausdrücklich für den Fall vorbehalten hat, 

dass der Anlagenbetreiber nach den Vorschriften des jeweils geltenden EEG nicht an-

spruchsberechtigt sein sollte (vgl. OLG Brandenburg EnwZ 2015, 415). Insoweit aber konnte 

der Kläger nicht auf ein Behaltendürfen der rechtsgrundlos erteilten Gutschriften vertrauen.  

 

Außerdem liegen dessen Voraussetzungen aber letztlich nicht vor. Erforderlich ist insoweit 

nämlich die positive Kenntnis des Leistenden von seiner Nichtschuld. Im Streitfall hat der 

insoweit darlegungs- und beweispflichtige Kläger indessen weder dargetan, noch ist hier 

nach den Umständen ersichtlich gewesen, dass der Mitarbeiter der von der Beklagten beauf-
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tragten Abrechnungsstelle, der die Auszahlung der Vergütungen veranlasst hat, tatsächlich 

Kenntnis von der fehlenden Vergütungsverpflichtung der Beklagten hatte. Bei einer arbeits-

teilig organisierten Organisation wie der Beklagten ist nämlich gerade auf die Kenntnis des-

jenigen zuständigen Mitarbeiters abzustellen, der die Leistung entweder tatsächlich bewirkt 

oder zumindest angeordnet hat (vgl. OLG Brandenburg, EnwZ 2015, 415; OLG Braun-

schweig ZNER 2015, 51 ff; OLG Köln, Teilurteil vom 03.04.2009 - 20 U 68/08, zitiert nach 

juris Rn. 5; OLG Hamm, Urteil vom 12.05.1995 - 20 U 37/95, zitiert nach juris Rn. 7; OLG 

Braunschweig, Urteil vom 16.10.2014 - 9 U 135/14 Seite 14 f.). Denn die Auszahlung muss 

in dem Bewusstsein erfolgt sein, als Folge des Fehlens eines FRE-Schalters entfalle die 

Pflicht zur Zahlung der Einspeisevergütung, und in Kenntnis dieser Rechtsfolge müsste der 

Entschluss gefallen sein, die Leistung dennoch zu erbringen (vgl. OLG Braunschweig ZNER 

2015, 51 ff). Hier fehlen indessen hinreichende Anhaltspunkte, dass dem Mitarbeiter der Ab-

rechnungsstelle der Beklagten bereits seinerzeit bei Vornahme der Überweisung in Höhe der 

Gutschriften die Absenkung der Vergütungspflicht auf null bekannt war. Eine etwaige Er-

kenntnismöglichkeit des Netzbetreibers, ob eine Fernsteuereinrichtung vorhanden ist, be-

gründet jedenfalls noch kein positives Wissen des für die Auszahlung zuständigen Mitarbei-

ters der Beklagten. Soweit die Zahlung auf einem fahrlässig herbeigeführten Versehen be-

ruht, findet § 814 BGB keine Anwendung.  

 

Zweiter Teil: Hilfswiderklage 

 

Da der Aufrechnungseinwand der Beklagten im Ergebnis nicht schon an dem gesetzlichen 

Aufrechnungsverbot aus § 22 EEG 2012 scheitert und den Vergütungsanspruch des Klägers 

für Stromeinspeisungen von Februar bis Juni 2015 damit zu Fall bringt, ist die innerpro-

zessuale Bedingung, unter der die Beklagte ihre Hilfswiderklage gestellt hat, nicht eingetre-

ten. Die Hilfswiderklage ist dem Senat danach nicht zur Entscheidung angefallen.  

 

Dritter Teil: Nebenentscheidungen 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. 

 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO. 

 

Die Revision war nicht gemäß § 543 Abs. 2 ZPO zuzulassen, da der Rechtssache weder 

eine grundsätzliche Bedeutung beizumessen ist (§ 543 Abs. 2 Nr. 1 ZPO), noch die Fortbil-

dung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung 

des Revisionsgerichts erfordert (§ 543 Abs. 2 Nr. 2 ZPO).  
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Grundsätzliche Bedeutung kommt einer Rechtssache zu, wenn sie eine entscheidungser-

hebliche, klärungsbedürftige und klärungsfähige Rechtsfrage aufwirft, die sich in einer unbe-

stimmten Vielzahl von Fällen stellen kann und deshalb das abstrakte Interesse der Allge-

meinheit an der einheitlichen Entwicklung und Handhabung des Rechts berührt (BGH NJW 

2003, 1943, 1944 m.w.N.). Eine unbestimmte Vielzahl von vergleichbaren Fällen ist hier in-

dessen schon nicht ersichtlich.  

 

Eine höchstrichterliche Entscheidung ist zudem nicht zur Fortbildung des Rechts geboten. 

Dieser Zulassungsgrund setzt voraus, dass der Einzelfall Veranlassung gibt, Leitsätze für die 

Auslegung von Gesetzesbestimmungen des materiellen oder formellen Rechts aufzustellen 

oder Gesetzeslücken auszufüllen. Ein solcher Anlass besteht für die Entwicklung höchstrich-

terlicher Leitsätze allerdings nur dann, wenn es für die rechtliche Beurteilung typischer oder 

verallgemeinerungsfähiger Lebenssachverhalte an einer richtungweisenden Orientierungshil-

fe ganz oder teilweise fehlt (BGH, NJW 2003, 1943, 1945). Das ist hier nicht der Fall.  

 

Der Revisionszulassung hat es hier schließlich auch nicht zur Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung bedurft. Dieser Zulassungsgrund ist in den Fällen einer Divergenz gegeben, 

wenn also die anzufechtende Entscheidung von der Entscheidung eines höher- oder gleich-

rangigen Gerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht. Eine Abweichung in diesem 

Sinne liegt nur vor, wenn die anzufechtende Entscheidung ein und dieselbe Rechtsfrage 

anders beantwortet als die Vergleichsentscheidung, mithin einen Rechtssatz aufstellt, der 

sich mit einem in der Vergleichsentscheidung aufgestellten und diese tragenden Rechtssatz 

nicht deckt (BGH NJW 2003, 1943, 1945). Eine derartige zulassungsrelevante Abweichung 

liegt hier indessen nicht vor. Der Senat ist keineswegs in einer klärungsbedürftigen Rechts-

frage von der obergerichtlichen Rechtsprechung abgewichen, sondern hat sich insgesamt im 

Rahmen der hierzu ergangenen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberge-

richte bewegt. 

 

Die Entscheidung über die Streitwertfestsetzung ergibt sich aus §§ 47 Abs. 1 S. 1, 39 Abs. 1, 

48 Abs. 1 GKG in Verbindung mit § 3 ZPO. 

 

 

 

gez. Dr. Wegehaupt gez. Bode gez. Göbel 


